
311.0 

Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2019 Nr. 124 ausgegeben am 29. April 2019 

 

Gesetz 
vom 28. Februar 2019 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 6 Abs. 3 

3) Grob fahrlässig handelt, wer ungewöhnlich und auffallend sorg-
faltswidrig handelt, sodass der Eintritt eines dem gesetzlichen Tatbild 
entsprechenden Sachverhaltes als geradezu wahrscheinlich vorhersehbar 
war. 

§ 19a Abs. 1 und 1a 

1) Gegenstände, die der Täter zur Begehung einer vorsätzlichen Straf-
tat verwendet hat, die von ihm dazu bestimmt worden waren, bei der 
Begehung dieser Straftat verwendet zu werden, oder die durch diese 
Handlung hervorgebracht worden sind, sind zu konfiszieren, wenn sie 
zur Zeit der Entscheidung erster Instanz im Eigentum des Täters stehen. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 90/2018 und 14/2019 
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1a) Die Konfiskation erstreckt sich auch auf die zur Zeit der Ent-
scheidung erster Instanz im Eigentum des Täters stehenden Ersatzwerte 
der in Abs. 1 bezeichneten Gegenstände. 

§ 33 Abs. 1 Ziff. 5 und 10 sowie Abs. 2 und 3 

1) Ein Erschwerungsgrund ist es insbesondere, wenn der Täter: 
5. aus rassistischen, fremdenfeindlichen oder anderen besonders ver-

werflichen Beweggründen, insbesondere solchen, die sich gegen eine 
der in § 283 Abs. 1 Ziff. 1 genannten Gruppen von Personen oder ein 
Mitglied einer solchen Gruppe ausdrücklich wegen der Zugehörigkeit 
zu dieser Gruppe richten, gehandelt hat; 

10. die Tat unter Missbrauch der personenbezogenen Daten einer ande-
ren Person begangen hat, um das Vertrauen eines Dritten zu gewin-
nen, wodurch dem rechtmässigen Identitätseigentümer ein Schaden 
zugefügt wird. 

2) Ein Erschwerungsgrund ist es ausser in den Fällen des § 39a Abs. 1 
auch, wenn ein volljähriger Täter vorsätzlich eine strafbare Handlung 
unter Anwendung von Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen eine 
unmündige Person oder für diese wahrnehmbar gegen eine ihr naheste-
hende Person begangen hat. 

3) Ein Erschwerungsgrund ist es ferner auch, wenn der Täter vorsätz-
lich eine strafbare Handlung nach dem 1. bis 3. oder 10. Abschnitt des 
Besonderen Teils, 
1. gegen eine Angehörige oder einen Angehörigen (§ 72), einschliesslich 

einer früheren Ehefrau, eingetragenen Partnerin oder Lebensgefährtin 
oder eines früheren Ehemanns, eingetragenen Partners oder Lebens-
gefährten, als mit dem Opfer zusammenlebende Person oder eine ihre 
Autoritätsstellung missbrauchende Person; 

2. gegen eine aufgrund besonderer Umstände schutzbedürftige Person 
unter Ausnützung deren besonderer Schutzbedürftigkeit; 

3. unter Einsatz eines aussergewöhnlich hohen Ausmasses an Gewalt 
oder nachdem der Tat eine solche Gewaltanwendung vorausgegangen 
ist; 

4. unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe 
begangen hat. 
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§ 37 

Verhängung von Geldstrafen anstelle von Freiheitsstrafen 

1) Ist für eine Tat keine strengere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren angedroht, so ist statt auf eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als 
einem Jahr gleichwohl auf eine Geldstrafe von nicht mehr als 720 Tages-
sätzen zu erkennen, wenn es nicht der Verurteilung zu einer Freiheits-
strafe bedarf, um den Täter von weiteren strafbaren Handlungen abzu-
halten. 

2) Ist für eine Tat eine strengere Freiheitsstrafe als nach Abs. 1, aber 
keine strengere als eine zehnjährige Freiheitsstrafe, angedroht, so ist die 
Verhängung einer Geldstrafe von nicht mehr als 720 Tagessätzen anstelle 
einer Freiheitsstrafe von nicht mehr als einem Jahr nur zulässig, wenn es 
nicht der Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe bedarf, um den Täter von 
weiteren strafbaren Handlungen abzuhalten, und die Verhängung einer 
Geldstrafe genügt, um der Begehung strafbarer Handlungen durch andere 
entgegenzuwirken. 

§ 39a 

Änderung der Strafdrohung bei strafbaren Handlungen gegen 
unmündige Personen 

1) Hat ein volljähriger Täter eine vorsätzliche strafbare Handlung unter 
Anwendung von Gewalt oder gefährlicher Drohung gegen eine unmün-
dige Person begangen, so tritt an die Stelle der Androhung 
1. einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder der Androhung einer sol-

chen Freiheitsstrafe oder einer Geldstrafe die Androhung einer Frei-
heitsstrafe von zwei Monaten bis zu einem Jahr, 

2. einer Freiheitsstrafe, die kein Mindestmass vorsieht und deren Höchst-
mass ein Jahr übersteigt, die Androhung eines Mindestmasses von 
drei Monaten Freiheitsstrafe, 

3. einer Freiheitsstrafe, deren Mindestmass sechs Monate beträgt, die 
Androhung eines Mindestmasses von einem Jahr Freiheitsstrafe, 

4. einer Freiheitsstrafe, deren Mindestmass ein Jahr beträgt, die Andro-
hung eines Mindestmasses von zwei Jahren Freiheitsstrafe. 

2) Bei der Anwendung der §§ 36 und 41 ist von den nach Abs. 1 ge-
änderten Strafdrohungen auszugehen. 
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§ 48 Abs. 1 

1) Die Probezeit bei der bedingten Entlassung aus einer Freiheitsstrafe 
ist mit mindestens einem Jahr und höchstens drei Jahren zu bemessen. 
Erweist sich die Fortsetzung einer Behandlung im Sinne von § 51 Abs. 3, 
zu der sich der Verurteilte bereit erklärt hat, als notwendig, um eine 
bedingte Entlassung rechtfertigen zu können (§ 46 Abs. 4), so ist die 
Probezeit mit mindestens einem und höchstens fünf Jahren zu bemessen. 
Übersteigt der bedingt erlassene Strafrest drei Jahre oder erfolgt die be-
dingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe wegen einer strafbaren Hand-
lung gegen die sexuelle Selbstbestimmung oder anderer sexualbezogener 
Delikte von mehr als einem Jahr, so beträgt die Probezeit fünf Jahre. Bei 
der bedingten Entlassung aus einer lebenslangen Freiheitsstrafe beträgt 
die Probezeit zehn Jahre. 

§ 50 

Erteilung von Weisungen und Anordnung der Bewährungshilfe 

1) Wird einem Rechtsbrecher die Strafe oder die mit Freiheitsentzie-
hung verbundene vorbeugende Massnahme bedingt nachgesehen oder 
wird er aus einer Freiheitsstrafe oder einer mit Freiheitsentziehung ver-
bundenen vorbeugenden Massnahme bedingt entlassen, so hat das Ge-
richt ihm Weisungen zu erteilen oder Bewährungshilfe anzuordnen, 
soweit das notwendig oder zweckmässig ist, um den Rechtsbrecher von 
weiteren mit Strafe bedrohten Handlungen abzuhalten. Dasselbe gilt, 
wenn der Ausspruch der Strafe für eine Probezeit vorbehalten wird (§ 8 
des Jugendgerichtsgesetzes) oder die Einleitung des Vollzuges einer Frei-
heitsstrafe, die wegen einer vor Vollendung des einundzwanzigsten Le-
bensjahres begangenen Tat verhängt worden ist, nach Art. 6 Abs. 1 Bst. b 
des Strafvollzugsgesetzes oder nach § 33 des Jugendgerichtsgesetzes für 
die Dauer von mehr als drei Monaten aufgeschoben wird. 

2) Bewährungshilfe ist stets anzuordnen, wenn ein Verurteilter 
1. vor Verbüssung von zwei Dritteln einer Freiheitsstrafe (§ 46 Abs. 1), 
2. aus einer Freiheitsstrafe wegen einer vor Vollendung des einundzwan-

zigsten Lebensjahres begangenen Tat, 
3. aus einer Freiheitsstrafe wegen einer strafbaren Handlung gegen die 

sexuelle Selbstbestimmung oder anderer sexualbezogener Delikte, 
4. aus einer mehr als fünfjährigen Freiheitsstrafe oder 
5. aus lebenslanger Freiheitsstrafe 
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bedingt entlassen wird. In den Fällen der Ziff. 1 und 2 ist von der An-
ordnung der Bewährungshilfe nur abzusehen, wenn nach der Art der 
Tat, der Person des Rechtsbrechers und seiner Entwicklung angenom-
men werden kann, dass er auch ohne eine solche Anordnung keine weite-
ren strafbaren Handlungen begehen werde. 

2a) Bewährungshilfe ist dann nicht anzuordnen, wenn diese aufgrund 
des Wohn- oder Aufenthaltsortes des Verurteilten von vornherein als 
unzweckmässig anzusehen ist. 

3) Weisungen sowie die Anordnung der Bewährungshilfe gelten für 
die Dauer des vom Gericht bestimmten Zeitraums, höchstens jedoch bis 
zum Ende der Probezeit, soweit sie nicht vorher aufgehoben oder gegen-
standslos werden. Im Fall des Abs. 2 Ziff. 4 ist Bewährungshilfe zumin-
dest für das erste Jahr und im Fall des Abs. 2 Ziff. 5 zumindest für die 
ersten drei Jahre nach der Entlassung anzuordnen. 

§ 52 Abs. 1 und 3 Satz 2 

1) Ordnet das Gericht die Bewährungshilfe an, so hat der Geschäfts-
stellenleiter dem Rechtsbrecher einen Bewährungshelfer zu bestellen und 
diesen dem Gericht bekanntzugeben. Der Bewährungshelfer hat sich mit 
Rat und Tat darum zu bemühen, dem Rechtsbrecher zu einer Lebensfüh-
rung und Einstellung zu verhelfen, die diesen in Zukunft von der Bege-
hung mit Strafe bedrohter Handlungen abzuhalten vermag. Soweit es 
dazu nötig ist, hat er ihn auf geeignete Weise bei seinen Bemühungen zu 
unterstützen, wesentliche Lebensbedürfnisse zu decken, insbesondere 
Unterkunft und Arbeit zu finden. 

3) … In den Fällen des § 50 Abs. 2 Ziff. 1 bis 4 ist jedenfalls nach Ab-
lauf eines Jahres seit der Entlassung nach Einholung eines Berichtes des 
Bewährungshelfers und einer Stellungnahme des Leiters der zuständigen 
Geschäftsstelle für Bewährungshilfe zu entscheiden, ob die Anordnung 
der Bewährungshilfe weiterhin notwendig oder zweckmässig ist. 

§ 57 Abs. 1 Satz 1 

1) Strafbare Handlungen, die mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu 
zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht sind, sowie 
strafbare Handlungen nach dem 25. Abschnitt verjähren nicht. … 
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§ 58 Abs. 3 Ziff. 3 und Abs. 3a 

3) In die Verjährungsfrist werden nicht eingerechnet: 
3. die Zeit bis zur Vollendung des 28. Lebensjahres des Opfers einer 

strafbaren Handlung gegen Leib und Leben, gegen die Freiheit, gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung oder eines anderen sexualbezogenen 
Delikts, wenn das Opfer zur Zeit der Tatbegehung minderjährig war. 

3a) Eine nach den vorstehenden Absätzen eingetretene Hemmung der 
Verjährung bleibt wirksam, auch wenn durch eine spätere Änderung des 
Gesetzes die Tat im Zeitpunkt der Hemmung nach dem neuen Recht 
bereits verjährt gewesen wäre. 

§ 59 Abs. 1 

1) Die Vollstreckbarkeit einer lebenslangen Freiheitsstrafe, einer Frei-
heitsstrafe von mehr als zehn Jahren, einer wegen einer strafbaren Hand-
lung nach dem 25. Abschnitt verhängten Strafe und einer Unterbringung 
in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher oder für gefährliche 
Rückfallstäter verjährt nicht. 

§ 64 Abs. 1 Ziff. 4a bis 4c 

1) Die liechtensteinischen Strafgesetze gelten unabhängig von den 
Strafgesetzen des Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 
4a. Genitalverstümmelung im Sinne von § 90 Abs. 3, erpresserische Ent-

führung (§ 102), Überlieferung an eine ausländische Macht (§ 103), 
Sklavenhandel (§ 104), Menschenhandel (§ 104a), schwere Nötigung 
nach § 106 Abs. 1 Ziff. 3, Zwangsheirat (§ 106a), verbotene Adopti-
onsvermittlung (§ 193a), Vergewaltigung (§ 200), sexuelle Nötigung 
(§ 201), sexuelle Belästigung gegenüber Unmündigen nach § 203 
Abs. 2, sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder psychisch beein-
trächtigten Person (§ 204), schwerer sexueller Missbrauch von Un-
mündigen (§ 205), sexueller Missbrauch von Unmündigen (§ 206), 
sittliche Gefährdung Unmündiger oder Jugendlicher (§ 207), sexuel-
ler Missbrauch von Minderjährigen (§ 208), Anbahnung von Sexual-
kontakten mit Unmündigen (§ 209), unsittliches Einwirken auf Un-
mündige (§ 209a), Missbrauch eines Autoritätsverhältnisses nach § 212 
Abs. 1, entgeltliche Vermittlung von Sexualkontakten mit Minderjäh-
rigen (§ 214), Förderung der Prostitution und pornographischer Dar-
bietungen Minderjähriger (§ 215a), grenzüberschreitender Prostituti-
onshandel (§ 217) sowie pornographische Darstellungen Minderjäh-
riger (§ 219), wenn 
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a) der Täter oder das Opfer liechtensteinischer Staatsangehöriger ist 
oder seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
hat, 

b) durch die Tat sonstige liechtensteinische Interessen verletzt wor-
den sind oder 

c) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Liechtenstein 
aufhält und nicht ausgeliefert werden kann; 

4b. Herstellung und Verbreitung von Massenvernichtungswaffen (§ 177a), 
wenn der Täter liechtensteinischer Staatsangehöriger ist, in Bezug auf 
die Entwicklung nuklearer oder radiologischer Kampfmittel jedoch 
nur, soweit die Tat nicht im Auftrag oder unter der Verantwortung 
einer Vertragspartei des Vertrages über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen, LGBl. 1978 Nr. 15, die Atomwaffenstaat ist, begangen 
worden ist; 

4c. Folter (§ 312a), Verschwindenlassen einer Person (§ 312b) und straf-
bare Handlungen nach dem 25. Abschnitt, wenn 
a) der Täter oder das Opfer liechtensteinischer Staatsangehöriger ist, 
b) durch die Tat sonstige liechtensteinische Interessen verletzt wor-

den sind oder 
c) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war und entweder seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat oder sich in Liechtenstein 
aufhält und nicht ausgeliefert werden kann; 

§ 72 Abs. 1 

1) Unter Angehörigen einer Person sind ihre Verwandten und Ver-
schwägerten in gerader Linie, ihr Ehegatte oder eingetragener Partner 
und die Geschwister des Ehegatten oder eingetragenen Partners, ihre 
Geschwister und deren Ehegatten oder eingetragene Partner, Kinder und 
Enkel, die Geschwister ihrer Eltern und Grosseltern, ihre Cousins und 
Cousinen, der Vater oder die Mutter ihres Kindes, ihre Wahl- und Pfle-
geeltern, ihre Wahl- und Pflegekinder, die Vormünder Minderjähriger 
und ihre Mündel zu verstehen. 

§ 74 Abs. 1 Ziff. 5, 9 und 10 

1) Im Sinne dieses Gesetzes ist: 
5. gefährliche Drohung: eine Drohung mit einer Verletzung an Körper, 

Freiheit, Ehre, Vermögen oder des höchstpersönlichen Lebensberei-
ches durch Zugänglichmachen, Bekanntgeben oder Veröffentlichen 
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von Tatsachen oder Bildaufnahmen, die geeignet ist, dem Bedrohten 
mit Rücksicht auf die Verhältnisse und seine persönliche Beschaffen-
heit oder die Wichtigkeit des angedrohten Übels begründete Besorg-
nisse einzuflössen, ohne Unterschied, ob das angedrohte Übel gegen 
den Bedrohten selbst, gegen dessen Angehörige oder gegen andere 
unter seinen Schutz gestellte oder ihm persönlich nahestehende Per-
sonen gerichtet ist; 

9. unbares Zahlungsmittel: jedes personengebundene oder übertragbare 
körperliche Zahlungsmittel, das den Aussteller erkennen lässt, durch 
Codierung, Ausgestaltung oder Unterschrift gegen Fälschung oder 
missbräuchliche Verwendung geschützt ist und im Rechtsverkehr 
bargeldvertretende Funktion hat oder der Ausgabe von Bargeld dient; 

10. kritische Infrastruktur: Einrichtungen, Anlagen, Systeme oder Teile 
davon, die eine wesentliche Bedeutung für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit, die Landesverteidigung oder den Schutz der 
Zivilbevölkerung gegen Kriegsgefahren, die Funktionsfähigkeit öf-
fentlicher Informations- und Kommunikationstechnologie, die Ver-
hütung oder Bekämpfung von Katastrophen, den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst, die öffentliche Versorgung mit Wasser, Energie so-
wie lebenswichtigen Gütern, das öffentliche Abfallentsorgungs- und 
Kanalwesen oder den öffentlichen Verkehr haben. 

§ 79 

Tötung eines Kindes bei der Geburt 

Eine Mutter, die das Kind während der Geburt oder solange sie noch 
unter der Einwirkung des Geburtsvorgangs steht, tötet, ist mit Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 80 

Fahrlässige Tötung 

1) Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt, ist mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

2) Hat die Tat den Tod mehrerer Menschen zur Folge, so ist der Täter 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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§ 81 

Grob fahrlässige Tötung 

1) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) den Tod eines anderen herbei-
führt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer den Tod eines Menschen fahrlässig her-
beiführt, nachdem er sich vor der Tat, wenn auch nur fahrlässig, durch 
Genuss von Alkohol oder den Gebrauch eines anderen berauschenden 
Mittels in einen die Zurechnungsfähigkeit nicht ausschliessenden Rausch-
zustand versetzt hat, obwohl er vorhergesehen hat oder hätte vorherse-
hen können, dass ihm eine Tätigkeit bevorstehe, deren Vornahme in 
diesem Zustand eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die kör-
perliche Sicherheit eines anderen herbeizuführen oder zu vergrössern 
geeignet sei. 

3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) oder in dem in Abs. 2 bezeichne-
ten Fall den Tod einer grösseren Zahl von Menschen herbeiführt. 

§ 83 Abs. 1 

1) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit 
schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis 
zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 84 

Schwere Körperverletzung 

1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch fahrlässig 
eine länger als vierundzwanzig Tage dauernde Gesundheitsschädigung 
oder Berufsunfähigkeit oder eine an sich schwere Verletzung oder Ge-
sundheitsschädigung zufügt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung (§ 83 Abs. 1 
oder 2) an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während oder 
wegen der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfüllung seiner Pflich-
ten begeht. 

3) Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei selbst-
ständige Taten (§ 83 Abs. 1 oder 2) ohne begreiflichen Anlass und unter 
Anwendung erheblicher Gewalt begangen hat. 
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4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit 
schädigt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, eine schwere Körper-
verletzung oder Gesundheitsschädigung (Abs. 1) des anderen herbei-
führt. 

5) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung (§ 83 Abs. 1 
oder 2) begeht 
1. auf eine Weise, mit der Lebensgefahr verbunden ist, 
2. mit mindestens zwei Personen in verabredeter Verbindung oder 
3. unter Zufügung besonderer Qualen. 

§ 85 

Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen 

1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch fahrlässig 
für immer oder für lange Zeit 
1. den Verlust oder eine schwere Schädigung der Sprache, des Sehver-

mögens, des Gehörs oder der Fortpflanzungsfähigkeit, 
2. eine erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende Verunstaltung 

oder 
3. ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit des Geschä-

digten, 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

2) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, 
wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt 
und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, eine schwere Dauerfolge (Abs. 1) 
beim Verletzten herbeiführt. 

§ 86 

Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 

1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch fahrlässig 
dessen Tod herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen. 
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2) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit 
schädigt und dadurch fahrlässig dessen Tod herbeiführt, ist mit Freiheits-
strafe von einem bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 87 

Absichtliche schwere Körperverletzung 

1) Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

2) Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat 
den Tod des Geschädigten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu 
fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 88 Abs. 2 bis 4 

2) Handelt der Täter nicht grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) und ist 
1. die verletzte Person mit dem Täter in auf- oder absteigender Linie 

verwandt oder verschwägert oder sein Ehegatte, sein eingetragener 
Partner, sein Bruder oder seine Schwester oder nach § 72 Abs. 2 wie 
ein Angehöriger des Täters zu behandeln, 

2. aus der Tat keine Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit 
einer anderen Person von mehr als vierzehntägiger Dauer erfolgt oder 

3. der Täter ein Angehöriger eines gesetzlich geregelten Gesundheitsbe-
rufes und die Körperverletzung in Ausübung seines Berufes zugefügt 
worden, 

so ist der Täter nach Abs. 1 nicht zu bestrafen. 

3) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) oder in dem in § 81 Abs. 2 be-
zeichneten Fall einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesund-
heit schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

4) Hat die Tat nach Abs. 1 eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder 
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat die Tat nach 
Abs. 3 eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, hat sie jedoch eine schwere 
Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) einer grösseren Zahl von Menschen zur 
Folge, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 



12 

§ 89 

Gefährdung der körperlichen Sicherheit 

Wer vorsätzlich, grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) oder fahrlässig unter den 
in § 81 Abs. 2 umschriebenen Umständen, eine Gefahr für das Leben, die 
Gesundheit oder die körperliche Sicherheit eines anderen herbeiführt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 91 Abs. 1 

1) Wer an einer Schlägerei oder an einem Angriff mehrerer tätlich 
teilnimmt, ist schon wegen dieser Teilnahme mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, 
wenn die Schlägerei oder der Angriff mehrerer eine schwere Körperver-
letzung (§ 84 Abs. 1) eines anderen verursacht, wenn sie aber den Tod 
eines anderen verursacht, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. 

§ 94 Abs. 1 

1) Wer es unterlässt, einem anderen, dessen Verletzung am Körper 
(§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verursacht hat, die erforderli-
che Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 95 Abs. 1 

1) Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr (§ 176) 
unterlässt, die zur Rettung eines Menschen aus der Gefahr des Todes 
oder einer beträchtlichen Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung 
offensichtlich erforderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wenn die 
Unterlassung der Hilfeleistung jedoch den Tod eines Menschen zur Fol-
ge hat, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 
720 Tagessätzen zu bestrafen, es sei denn, dass die Hilfeleistung dem 
Täter nicht zuzumuten ist. 
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§ 96 Abs. 1 und 3 

1) Wer mit Einwilligung der Schwangeren deren Schwangerschaft ab-
bricht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 
720 Tagessätzen, begeht er die Tat gewerbsmässig, mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren zu bestrafen. 

3) Eine Frau, die den Abbruch ihrer Schwangerschaft selbst vornimmt 
oder durch eine Person, welche kein Arzt ist, vornehmen lässt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessät-
zen zu bestrafen. 

§ 104a 

Menschenhandel 

1) Wer eine volljährige Person mit dem Vorsatz, dass sie ausgebeutet 
werde (Abs. 3), unter Einsatz unlauterer Mittel (Abs. 2) gegen diese Per-
son anwirbt, beherbergt oder sonst aufnimmt, befördert oder einem 
anderen anbietet oder weitergibt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Unlautere Mittel sind der Einsatz von Gewalt oder gefährlicher 
Drohung, die Täuschung über Tatsachen, die Ausnützung einer Autori-
tätsstellung, einer Zwangslage, einer Geisteskrankheit oder eines Zu-
stands, der die Person wehrlos macht, die Einschüchterung und die Ge-
währung oder Annahme eines Vorteils für die Übergabe der Herrschaft 
über die Person. 

3) Ausbeutung umfasst die sexuelle Ausbeutung, die Ausbeutung 
durch Organentnahme, die Ausbeutung der Arbeitskraft, die Ausbeu-
tung zur Bettelei sowie die Ausbeutung zur Begehung mit Strafe bedroh-
ter Handlungen. 

4) Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter An-
wendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben 
der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird 
oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge 
hat, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

5) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist auch zu be-
strafen, wer eine minderjährige Person mit dem Vorsatz, dass sie ausge-
beutet werde (Abs. 3), anwirbt, beherbergt oder sonst aufnimmt, beför-
dert oder einem anderen anbietet oder weitergibt. 
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§ 105 Abs. 1 

1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestra-
fen. 

§ 106 Abs. 1 Ziff. 3, Abs. 2 und 3 

1) Wer eine Nötigung begeht, indem er 
3. die genötigte Person zur Prostitution, zur Mitwirkung an einer por-

nographischen Darbietung (§ 215a Abs. 3), zu einem Schwanger-
schaftsabbruch (§ 96) oder sonst zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Interessen der genö-
tigten oder einer dritten Person verletzt, 

2) Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der ge-
nötigten oder einer anderen Person, gegen die sich die Gewalt oder ge-
fährliche Drohung richtet, zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

3) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder 
zur Mitwirkung an einer pornographischen Darbietung gegen eine un-
mündige Person, im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter An-
wendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben 
der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird 
oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge 
hat. 

§ 106a 

Zwangsheirat 

1) Wer eine Person mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung oder 
Drohung mit dem Abbruch oder Entzug der familiären Kontakte zur 
Eheschliessung oder zur Begründung einer eingetragenen Partnerschaft 
nötigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Person in der Absicht, dass sie in 
einem anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt 
oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, zur Eheschliessung 
oder zur Begründung einer eingetragenen Partnerschaft gezwungen werde 
(Abs. 1), durch Täuschung über dieses Vorhaben verleitet oder mit Ge-
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walt oder durch gefährliche Drohung oder Drohung mit dem Abbruch 
oder Entzug der familiären Kontakte nötigt, sich in einen anderen Staat 
zu begeben, oder sie mit Gewalt oder unter Ausnützung ihres Irrtums 
über dieses Vorhaben in einen anderen Staat befördert. 

3) § 106 Abs. 2 gilt sinngemäss. 

§ 107 Abs. 1 

1) Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht und Un-
ruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 107a Abs. 1 und 3 

1) Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Abs. 2), ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

3) Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der im 
Sinn des Abs. 2 verfolgten Person zur Folge, so ist der Täter mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 107b 

Fortgesetzte Gewaltausübung 

1) Wer gegen eine andere Person eine längere Zeit hindurch fortge-
setzt Gewalt ausübt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Gewalt im Sinne von Abs. 1 übt aus, wer eine andere Person am 
Körper misshandelt oder vorsätzliche mit Strafe bedrohte Handlungen 
gegen Leib und Leben oder gegen die Freiheit mit Ausnahme der strafba-
ren Handlungen nach §§ 107a, 108 und 110 begeht. 

3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer 
1. die Tat gegen eine unmündige oder wegen Gebrechlichkeit, Krank-

heit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Person begeht oder 
2. durch die Tat eine umfassende Kontrolle des Verhaltens der verletz-

ten Person herstellt oder eine erhebliche Einschränkung der autono-
men Lebensführung der verletzten Person bewirkt. 
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4) Wer eine Tat nach Abs. 3 auf qualvolle Weise begeht oder im 
Rahmen einer fortgesetzten Gewaltausübung nach Abs. 3 wiederholt 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung und andere sexualbezo-
gene Delikte begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen. Hat eine Tat nach Abs. 3 eine Körperverletzung mit schwe-
ren Dauerfolgen (§ 85) zur Folge oder wird die Gewalt nach Abs. 3 län-
ger als ein Jahr ausgeübt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis 
zu fünfzehn Jahren, hat sie aber den Tod der verletzten Person zur Folge, 
mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

5) Der Täter ist nicht nach den vorstehenden Bestimmungen zu be-
strafen, wenn die Tat nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 
Strafe bedroht ist. 

§ 107c 

Fortgesetzte Belästigung im Wege einer elektronischen Kommunikation 
oder eines Computersystems 

1) Wer im Wege einer elektronischen Kommunikation oder unter 
Verwendung eines Computersystems in einer Weise, die geeignet ist, eine 
Person in ihrer Lebensführung unzumutbar zu beeinträchtigen, eine 
längere Zeit hindurch fortgesetzt 
1. eine Person für eine grössere Zahl von Menschen wahrnehmbar an 

der Ehre verletzt oder 
2. Tatsachen oder Bildaufnahmen des höchstpersönlichen Lebensberei-

ches einer Person ohne deren Zustimmung für eine grössere Zahl von 
Menschen wahrnehmbar macht, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der im 
Sinn des Abs. 1 verletzten Person zur Folge, so ist der Täter mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 108 Abs. 1 

1) Wer einem anderen in seinen Rechten dadurch absichtlich einen 
Schaden zufügt, dass er ihn oder einen Dritten durch Täuschung über 
Tatsachen zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung verleitet, die 
den Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 



17 

§ 109 Abs. 2 

2) Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt den Eintritt in 
einen in Abs. 1 genannten Bereich erzwingt oder sich der Aufforderung 
eines Berechtigten, sich unverzüglich zu entfernen, mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt widersetzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 111 Abs. 2 

2) Wer die Tat in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine 
Weise begeht, wodurch die üble Nachrede einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich wird, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 118a 

Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 

1) Wer sich zu einem Computersystem, über das er nicht oder nicht 
allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen durch Überwin-
dung einer spezifischen Sicherheitsvorkehrung im Computersystem in 
der Absicht Zugang verschafft, 
1. sich oder einem anderen Unbefugten Kenntnis von personenbezoge-

nen Daten zu verschaffen, deren Kenntnis schutzwürdige Geheimhal-
tungsinteressen des Betroffenen verletzt, oder 

2. einem anderen durch die Verwendung von im System gespeicherten 
und nicht für ihn bestimmten Daten, deren Kenntnis er sich ver-
schafft, oder durch die Verwendung des Computersystems einen 
Nachteil zuzufügen, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer die Tat in Bezug auf ein Computersystem, das ein wesentli-
cher Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Ziff. 10) ist, 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 

4) Wer die Tat nach Abs. 1 im Rahmen einer kriminellen Vereinigung 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer die Tat nach Abs. 2 
im Rahmen einer kriminellen Vereinigung begeht, mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren zu bestrafen. 
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§ 120 Abs. 1 

1) Wer ein Tonaufnahmegerät oder ein Abhörgerät benützt, um sich 
oder einem anderen Unbefugten von einer nicht öffentlichen und nicht 
zu seiner Kenntnisnahme bestimmten Äusserung eines anderen Kenntnis 
zu verschaffen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 121 Abs. 2 

2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermö-
gensvorteil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 122 Abs. 2 

2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermö-
gensvorteil zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 123 Abs. 1 

1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz aus-
kundschaftet, es zu verwerten, einem anderen zur Verwertung zu über-
lassen oder der Öffentlichkeit preiszugeben, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 124 

Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses zugunsten 
des Auslands 

1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz aus-
kundschaftet, dass es im Ausland verwertet, verwendet oder sonst aus-
gewertet werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nis, zu dessen Wahrung er verpflichtet ist, der Verwertung, Verwendung 
oder sonstigen Auswertung im Ausland preisgibt. 
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§ 126 Abs. 1 Einleitungssatz und Ziff. 5 bis 7 sowie Abs. 2 

1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer eine 
Sachbeschädigung begeht 
5. an einem wesentlichen Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 

Abs. 1 Ziff. 10) oder 
6. Aufgehoben 
7. durch die der Täter an der Sache einen 7 500 Franken übersteigenden 

Schaden herbeiführt. 

2) Wer durch die Tat an der Sache einen 300 000 Franken überstei-
genden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 126a Abs. 2 bis 4 

2) Wer durch die Tat an den Daten einen 7 500 Franken übersteigen-
den Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. 

3) Wer durch die Tat viele Computersysteme unter Verwendung eines 
Computerprogramms, eines Computerpasswortes, Zugangscodes oder 
vergleichbarer Daten, die den Zugriff auf ein Computersystem oder 
einen Teil davon ermöglichen, sofern diese Mittel nach ihrer besonderen 
Beschaffenheit ersichtlich dafür geschaffen oder adaptiert wurden, beein-
trächtigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer 
1. durch die Tat einen 300 000 Franken übersteigenden Schaden herbei-

führt, 
2. durch die Tat wesentliche Bestandteile der kritischen Infrastruktur (§ 74 

Abs. 1 Ziff. 10) beeinträchtigt oder 
3. die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

§ 126b Abs. 2 bis 4 

2) Wer durch die Tat eine längere Zeit andauernde Störung der Funk-
tionsfähigkeit eines Computersystems herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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3) Wer durch die Tat viele Computersysteme unter Verwendung eines 
Computerprogramms, eines Computerpasswortes, eines Zugangscodes 
oder vergleichbarer Daten, die den Zugriff auf ein Computersystem oder 
einen Teil davon ermöglichen, sofern diese Mittel nach ihrer besonderen 
Beschaffenheit ersichtlich dafür geschaffen oder adaptiert wurden, 
schwer stört, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer 
1. durch die Tat einen 300 000 Franken übersteigenden Schaden herbei-

führt, 
2. die Tat gegen ein Computersystem verübt, das ein wesentlicher Be-

standteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Ziff. 10) ist, oder 
3. die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

§ 128 Abs. 1 Ziff. 4 und 5 sowie Abs. 2 

1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer einen 
Diebstahl begeht 
4. an einem wesentlichen Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 

Abs. 1 Ziff. 10) oder 
5. an einer Sache, deren Wert 7 500 Franken übersteigt. 

2) Wer eine Sache stiehlt, deren Wert 300 000 Franken übersteigt, ist 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 129 Ziff. 1 und 3 bis 5 

Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer einen Diebstahl begeht, 
1. indem er in ein Gebäude, in ein Transportmittel, in eine Wohnstätte 

oder sonst in einen anderen umschlossenen Raum oder in einen La-
gerplatz einbricht, einsteigt, mit einem nachgemachten oder wider-
rechtlich erlangten Schlüssel, einem anderen nicht zur ordnungsmäs-
sigen Öffnung bestimmten Werkzeug oder einem widerrechtlich er-
langten Zugangscode eindringt, 

3. indem er eine Sperrvorrichtung aufbricht oder mit einem der in Ziff. 1 
genannten Mittel öffnet, 

4. indem er eine Zugangssperre elektronisch ausser Kraft setzt oder 
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5. bei dem er oder mit seinem Wissen ein anderer Beteiligter (§ 12) eine 
Waffe oder ein anderes Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer 
Person zu überwinden oder zu verhindern. 

§ 132 Abs. 2 

2) Wer Energie entzieht, deren Wert 7 500 Franken übersteigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer Energie im Wert von mehr als 
300 000 Franken entzieht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen. 

§ 133 Abs. 2 

2) Wer ein Gut veruntreut, dessen Wert 7 500 Franken übersteigt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer ein Gut im Wert von mehr als 
300 000 Franken veruntreut, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen. 

§ 134 Abs. 3 

3) Wer ein fremdes Gut unterschlägt, dessen Wert 7 500 Franken 
übersteigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer ein fremdes Gut 
im Wert von mehr als 300 000 Franken unterschlägt, mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 135 Abs. 2 

2) Wer die Tat an einer der im § 126 Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 genannten Sa-
chen oder an einer Sache begeht, deren Wert 7 500 Franken übersteigt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer die Tat an einer Sache begeht, 
deren Wert 300 000 Franken übersteigt, mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 136 Abs. 3 

3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist der Täter zu bestrafen, 
wenn der durch die Tat verursachte Schaden am Fahrzeug, an der La-
dung oder durch den Verbrauch von Betriebsmitteln insgesamt 7 500 
Franken übersteigt; wenn jedoch der Schaden 300 000 Franken über-
steigt, ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
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§ 138 Ziff. 1 

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat 
1. an Wild, an Fischen oder an anderen dem fremden Jagd- oder Fische-

reirecht unterliegenden Sachen in einem 7 500 Franken übersteigen-
den Wert, 

§ 143 

Schwerer Raub 

1) Wer einen Raub als Mitglied einer kriminellen Vereinigung unter 
Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser Vereinigung begeht 
oder wer einen Raub unter Verwendung einer Waffe verübt, ist mit Frei-
heitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

2) Wird durch die ausgeübte Gewalt jemand schwer verletzt (§ 84 
Abs. 1), so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jah-
ren zu bestrafen. Hat die Gewaltanwendung jedoch eine Körperverlet-
zung mit schweren Dauerfolgen (§ 85 Abs. 1) zur Folge, so ist der Täter 
mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren, hat sie aber den Tod 
eines Menschen zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

§ 147 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, Abs. 1a, 2 und 3 

1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung 
1. eine falsche oder verfälschte Urkunde, ein falsches, verfälschtes oder 

entfremdetes unbares Zahlungsmittel, ausgespähte Daten eines unba-
ren Zahlungsmittels, falsche oder verfälschte Daten, ein anderes sol-
ches Beweismittel oder ein unrichtiges Messgerät benützt oder 

2. Aufgehoben 

1a) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug mit mehr als geringem 
Schaden begeht, indem er über die Anwendung eines verbotenen Wirk-
stoffs oder einer verbotenen Methode nach dem Anhang des Überein-
kommens gegen Doping, LGBl. 2000 Nr. 111, zu Zwecken des Dopings 
im Sport täuscht. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug mit einem 7 500 Franken 
übersteigenden Schaden begeht. 
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3) Wer durch die Tat einen 300 000 Franken übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu be-
strafen. 

§ 148 

Gewerbsmässiger Betrug 

Wer einen Betrug gewerbsmässig begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren, wer jedoch einen schweren Betrug nach § 147 Abs. 1 bis 2 
gewerbsmässig begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 148a Abs. 2 

2) Wer die Tat gewerbsmässig begeht oder durch die Tat einen 7 500 
Franken übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren, wer durch die Tat einen 300 000 Franken übersteigenden 
Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 

§ 152 Abs. 1 

1) Wer unrichtige Tatsachen behauptet und dadurch den Kredit, den 
Erwerb oder das berufliche Fortkommen eines anderen schädigt oder 
gefährdet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 153 

Untreue 

1) Wer seine Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen 
anderen zu verpflichten, wissentlich missbraucht und dadurch den ande-
ren am Vermögen schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Seine Befugnis missbraucht, wer in unvertretbarer Weise gegen 
solche Regeln verstösst, die dem Vermögensschutz des wirtschaftlich 
Berechtigten dienen. 
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3) Wer durch die Tat einen 7 500 Franken übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer einen 300 000 
Franken übersteigenden Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 153a Abs. 3 und 4 

3) Wer die Tat in Bezug auf einen 7 500 Franken übersteigenden Be-
trag begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

4) Wer die Tat in Bezug auf einen 300 000 Franken übersteigenden 
Betrag begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren zu bestrafen. 

§ 154 Abs. 4 

Aufgehoben 

§ 155 Abs. 3 

Aufgehoben 

§ 156 Abs. 2 

2) Wer durch die Tat einen 300 000 Franken übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu be-
strafen. 

§ 159 Abs. 1 bis 3 

1) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) seine Zahlungsunfähigkeit dadurch 
herbeiführt, dass er kridaträchtig handelt (Abs. 5), ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer in Kenntnis oder fahrlässiger Un-
kenntnis seiner Zahlungsunfähigkeit grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) die Be-
friedigung wenigstens eines seiner Gläubiger dadurch vereitelt oder 
schmälert, dass er nach Abs. 5 kridaträchtig handelt. 
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3) Ebenso ist zu bestrafen, wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) seine wirt-
schaftliche Lage durch kridaträchtiges Handeln (Abs. 5) derart beein-
trächtigt, dass Zahlungsunfähigkeit eingetreten wäre, wenn nicht von 
einer oder mehreren Gebietskörperschaften ohne Verpflichtung hierzu 
unmittelbar oder mittelbar Zuwendungen erbracht, vergleichbare Mass-
nahmen getroffen oder Zuwendungen oder vergleichbare Massnahmen 
anderer veranlasst worden wären. 

§ 160 Abs. 1 Einleitungssatz 

1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen ist zu bestrafen: 

§ 162 Abs. 2 

2) Wer durch die Tat einen 7 500 Franken übersteigenden Schaden 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 164 Abs. 3, 4 Satz 1 und Abs. 5 bis 7 

3) Wer eine Sache im Wert von mehr als 7 500 Franken verhehlt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

4) Wer eine Sache im Wert von mehr als 300 000 Franken verhehlt 
oder wer die Hehlerei gewerbsmässig betreibt, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. … 

5) Wer eine Tat nach Abs. 1 oder 2 aus Not, aus Unbesonnenheit oder 
zur Befriedigung eines Gelüstes in Bezug auf eine Sache geringen Wertes 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Monat oder mit Geldstrafe bis 
zu 60 Tagessätzen zu bestrafen, sofern es sich bei der Vortat nicht um 
einen Diebstahl durch Einbruch oder mit Waffen nach § 129 Abs. 2, 
einen räuberischen Diebstahl nach § 131, einen schweren Eingriff in 
fremdes Jagd- oder Fischereirecht nach § 138 Ziff. 2, einen Raub nach 
§ 142, einen schweren Raub nach § 143, eine Erpressung nach § 144 oder 
eine schwere Erpressung nach § 145 handelt. 

6) Wer eine Tat nach Abs. 5 begeht, ist nur mit Ermächtigung des 
durch die Vortat Verletzten zu verfolgen. 
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7) Wer eine Tat nach Abs. 5 begeht, ist nicht zu bestrafen, wenn die 
Vortat zum Nachteil seines Ehegatten, seines eingetragenen Partners, 
eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder seiner Schwester 
oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen, sofern er mit diesem in 
Hausgemeinschaft lebt, begangen wurde. 

§ 166 Abs. 1 

1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Datenbeschädigung, eine Störung 
der Funktionsfähigkeit eines Computersystems, einen Diebstahl mit 
Ausnahme der in den §§ 129 Abs. 2 Ziff. 2, 131 genannten Fälle, eine 
Entziehung von Energie, eine Veruntreuung, eine Unterschlagung, eine 
dauernde Sachentziehung, einen Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischerei-
recht mit Ausnahme der in den §§ 138 Ziff. 2 und 3, 140 genannten Fälle, 
einen Betrug, einen betrügerischen Datenverarbeitungsmissbrauch, eine 
Untreue, eine Hehlerei nach § 164 Abs. 1 bis 4, eine Fälschung unbarer 
Zahlungsmittel, eine Annahme, eine Weitergabe oder einen Besitz fal-
scher oder verfälschter unbarer Zahlungsmittel, eine Vorbereitung der 
Fälschung unbarer Zahlungsmittel, eine Entfremdung unbarer Zah-
lungsmittel, eine Annahme, eine Weitergabe oder einen Besitz entfrem-
deter unbarer Zahlungsmittel oder ein Ausspähen von Daten eines unba-
ren Zahlungsmittels zum Nachteil seines Ehegatten, seines eingetragenen 
Partners, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder seiner 
Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern 
er mit diesem in Hausgemeinschaft lebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen, wenn die Tat je-
doch sonst mit einer Freiheitsstrafe bedroht wäre, die drei Jahre erreicht 
oder übersteigt, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Ein Vormund, Kurator oder 
Sachwalter, der zum Nachteil desjenigen handelt, für den er bestellt wor-
den ist, wird jedoch nicht begünstigt. 

§ 169 Abs. 3 

3) Hat die Tat den Tod eines Menschen oder schwere Körperverlet-
zungen (§ 84 Abs. 1) einer grösseren Zahl von Menschen zur Folge oder 
sind durch die Tat viele Menschen in Not versetzt worden, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat sie aber den 
Tod einer grösseren Zahl von Menschen nach sich gezogen, mit Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 
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§ 170 Abs. 1 

1) Wer eine der im § 169 mit Strafe bedrohten Taten fahrlässig be-
geht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 
720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 172 Abs. 1 

1) Wer die im § 171 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 174 Abs. 1 

1) Wer die im § 173 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 177a 

Herstellung und Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 

1) Wer zur Massenvernichtung bestimmte und geeignete nukleare, 
radiologische, biologische oder chemische Kampfmittel 
1. herstellt, verarbeitet oder zum Zweck der Herstellung entwickelt, 
2. in das Inland einführt, aus dem Inland ausführt oder durch das Inland 

durchführt oder 
3. erwirbt, besitzt oder einem anderen überlässt oder verschafft, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Weiss der Täter, dass die Kampfmittel in ein Gebiet gelangen sol-
len, in dem ein Krieg oder ein bewaffneter Konflikt ausgebrochen ist 
oder unmittelbar auszubrechen droht, so ist er mit Freiheitsstrafe von 
fünf bis zu fünfzehn Jahren, weiss er aber, dass die Kampfmittel zum 
Einsatz gelangen sollen, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 
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§ 177b 

Unerlaubter Umgang mit Kernmaterial, radioaktiven Stoffen oder 
Strahleneinrichtungen 

1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag Kernmaterial herstellt, bearbeitet, verarbeitet, verwendet, be-
sitzt, beseitigt, befördert, in das Inland einführt, aus dem Inland ausführt 
oder durch das Inland durchführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag radioaktive Stoffe oder Strahleneinrichtun-
gen so herstellt, bearbeitet, verarbeitet, verwendet, besitzt, beseitigt, be-
fördert, in das Inland einführt, aus dem Inland ausführt oder durch das 
Inland durchführt, dass dadurch 
1. eine Gefahr für das Leben oder einer schweren Körperverletzung (§ 84 

Abs. 1) eines anderen oder sonst für die Gesundheit oder körperliche 
Sicherheit einer grösseren Zahl von Menschen, 

2. eine Gefahr für den Tier- oder Pflanzenbestand in erheblichem Aus-
mass, 

3. eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Ge-
wässers, des Bodens oder der Luft oder 

4. ein Beseitigungsaufwand, der 75 000 Franken übersteigt, 
entstehen kann. 

3) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag Kernmaterial oder radioaktive Stoffe herstellt, bearbeitet, verar-
beitet, verwendet, besitzt, beseitigt, befördert, in das Inland einführt, aus 
dem Inland ausführt oder durch das Inland durchführt und dadurch die 
Gefahr herbeiführt, dass Kernmaterial oder radioaktive Stoffe der Her-
stellung oder Verarbeitung von zur Massenvernichtung geeigneten nuk-
learen oder radiologischen Kampfmitteln zugänglich werden, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Eben-
so ist zu bestrafen, wer eine der in Abs. 1 oder 2 erwähnten Handlungen 
gewerbsmässig begeht. 

4) Wird durch eine der im Abs. 1 oder 2 erwähnten Handlungen die 
im § 171 Abs. 1 genannte Gefahr herbeigeführt, der Tier- oder Pflanzen-
bestand erheblich geschädigt oder eine lange Zeit andauernde Ver-
schlechterung des Zustands eines Gewässers, des Bodens oder der Luft 
bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 169 Abs. 3 genannten Folgen, so 
sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 
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5) Der Begriff Kernmaterial bezeichnet Ausgangsmaterial und beson-
deres spaltbares Material sowie Ausrüstung, Technologie und Stoffe, die 
zur Energiegewinnung mittels Kernspaltungsprozessen benutzt werden 
können. Der Begriff radioaktive Stoffe bezeichnet Stoffe, die ein oder 
mehrere Radionuklide enthalten, sofern deren Aktivität oder Konzentra-
tion nach dem Stand der Technik im Zusammenhang mit dem Strahlen-
schutz nicht ausser Acht gelassen werden kann; Gegenstände, die radio-
aktive Stoffe enthalten oder an deren Oberfläche sich solche Stoffe befin-
den, stehen radioaktiven Stoffen gleich. Unter Strahleneinrichtungen sind 
solche Geräte oder Anlagen zu verstehen, die, ohne radioaktive Stoffe zu 
enthalten, imstande sind, ionisierende Strahlung auszusenden, und deren 
Betrieb einer Bewilligungspflicht unterliegt. 

§ 177c 

Fahrlässiger unerlaubter Umgang mit Kernmaterial, radioaktiven Stoffen 
oder Strahleneinrichtungen 

1) Wer fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behörd-
lichen Auftrag eine der im § 177b Abs. 1, 2 oder 3 mit Strafe bedrohten 
Handlungen begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wird durch die Tat die im § 171 Abs. 1 genannte Gefahr herbeige-
führt, der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich geschädigt oder eine 
lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, 
des Bodens oder der Luft bewirkt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 170 Abs. 2 ge-
nannten Folgen, so sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 

§ 177d 

Vorsätzlicher unerlaubter Umgang mit Stoffen, die zum Abbau der 
Ozonschicht beitragen 

Wer Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht beitragen, entgegen einer 
Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag herstellt, einführt, 
ausführt, in Verkehr setzt oder verwendet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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§ 177e 

Grob fahrlässiger unerlaubter Umgang mit Stoffen, die zum Abbau der 
Ozonschicht beitragen 

Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag eine der im § 177d mit Strafe bedrohten 
Handlungen begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 178 

Vorsätzliche Gefährdung von Menschen durch übertragbare Krankheiten 

Wer eine Handlung begeht, die geeignet ist, die Gefahr der Verbrei-
tung einer übertragbaren Krankheit unter Menschen herbeizuführen, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wenn die Krankheit 
ihrer Art nach zu den wenn auch nur beschränkt anzeige- oder melde-
pflichtigen Krankheiten gehört. 

§ 179 

Fahrlässige Gefährdung von Menschen durch übertragbare Krankheiten 

Wer die im § 178 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tages-
sätzen zu bestrafen. 

§ 181 Abs. 1 und 2 Satz 1 

1) Wer fahrlässig entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behörd-
lichen Auftrag eine der im § 180 mit Strafe bedrohten Handlungen 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis 
zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich ge-
schädigt, eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands 
eines Gewässers, des Bodens oder der Luft bewirkt oder ein Beseiti-
gungsaufwand oder sonst ein Schaden an einer fremden Sache, an einem 
unter Schutz gestellten Kulturgut im Sinne des Kulturgütergesetzes oder 
an einem Naturdenkmal, der 75 000 Franken übersteigt, herbeigeführt, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. … 
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§ 181a Abs. 1 letzter Halbsatz und Abs. 3 

1) …, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

3) Wer ausser dem Fall des Abs. 2 Abfälle entgegen Art. 2 Ziff. 35 der 
Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 über die Verbringung von Abfällen in 
nicht unerheblicher Menge verbringt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181b Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 

2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich ge-
schädigt, eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands 
eines Gewässers, des Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsauf-
wand, der 75 000 Franken übersteigt, bewirkt, so ist der Täter mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. … 

3) Wer ausser den Fällen der Abs. 1 und 2 grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) 
Abfälle entgegen Art. 2 Ziff. 35 der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 
über die Verbringung von Abfällen in nicht unerheblicher Menge ver-
bringt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181c Abs. 1 letzter Halbsatz und Abs. 2 Satz 1 

1) …, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich ge-
schädigt, eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands 
eines Gewässers, des Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsauf-
wand, der 75 000 Franken übersteigt, bewirkt, so ist der Täter mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. … 

§ 181d Abs. 1 und 2 Satz 1 

1) Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift 
oder einem behördlichen Auftrag die im § 181c Abs. 1 mit Strafe bedrohte 
Handlung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
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2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand erheblich ge-
schädigt, eine lange Zeit andauernde Verschlechterung des Zustands 
eines Gewässers, des Bodens oder der Luft oder ein Beseitigungsauf-
wand, der 75 000 Franken übersteigt, bewirkt, so ist der Täter mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen. … 

§ 181e 

Vorsätzliche Schädigung des Tier- oder Pflanzenbestandes 

1) Wer Exemplare einer geschützten wildlebenden Tierart entgegen 
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag tötet, besitzt 
oder deren Entwicklungsformen zerstört oder aus der Natur entnimmt 
oder Exemplare einer geschützten wildlebenden Pflanzenart zerstört, 
besitzt oder aus der Natur entnimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen, es sei denn, dass die Handlung eine nur unerhebliche 
Menge der Exemplare betrifft und auf den Erhaltungszustand der Art 
nur unerhebliche Auswirkungen hat. 

2) Geschützte wildlebende Tier- und Pflanzenarten sind die in An-
hang I bis III des Übereinkommens über die Erhaltung der europäischen 
wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume, 
LGBl. 1982 Nr. 42, aufgezählten Arten. 

§ 181f 

Grob fahrlässige Schädigung des Tier- oder Pflanzenbestandes 

Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag eine der im § 181e mit Strafe bedrohten 
Handlungen begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 181g 

Vorsätzliche Schädigung von Lebensräumen in geschützten Gebieten 

1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag einen Lebensraum innerhalb eines geschützten Gebiets erheblich 
schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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2) Lebensraum innerhalb eines geschützten Gebiets ist jeder Lebens-
raum einer Art, für die ein Gebiet durch Gesetz oder Verordnung zu 
einem Schutzgebiet erklärt wurde, oder jeder natürliche Lebensraum 
oder Lebensraum einer Art, für die ein Gebiet durch Gesetz oder Ver-
ordnung zu einem besonderen Schutzgebiet erklärt wurde. 

§ 181h 

Grob fahrlässige Schädigung von Lebensräumen in geschützten Gebieten 

Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) entgegen einer Rechtsvorschrift oder 
einem behördlichen Auftrag die im § 181g mit Strafe bedrohte Handlung 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis 
zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 182 Abs. 1 letzter Halbsatz 

1) …, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 183a 

Irrtum über Rechtsvorschriften und behördliche Aufträge 

1) Hat sich der Täter in den Fällen der §§ 180, 181a, 181c, 181e, 181g 
und 182 mit einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag 
nicht bekannt gemacht, obwohl er seinem Beruf, seiner Beschäftigung 
oder sonst den Umständen nach dazu verpflichtet gewesen wäre, oder ist 
ihm ein Irrtum über die Rechtsvorschrift oder den behördlichen Auftrag 
sonst vorzuwerfen, so ist er, wenn er im Übrigen vorsätzlich handelt, 
gleichwohl nach diesen Bestimmungen zu bestrafen. 

2) Abs. 1 gilt in den Fällen der §§ 181, 181b Abs. 1 und 2 und 183 ent-
sprechend, wenn der Täter fahrlässig handelt, in den Fällen der §§ 181b 
Abs. 3, 181d, 181f und 181h, wenn er grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) handelt. 

§ 193 Abs. 1 

1) Wer einen anderen durch Täuschung über Tatsachen, deretwegen 
die Ungültigerklärung der Ehe oder eingetragenen Partnerschaft begehrt 
werden kann, verleitet, mit ihm die Ehe zu schliessen oder die eingetra-
gene Partnerschaft zu begründen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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§ 194 Abs. 1 

1) Wer eine minderjährige Person der Macht des Erziehungsberech-
tigten entzieht, sie vor ihm verborgen hält, sie verleitet, sich dieser Macht 
zu entziehen oder sich vor dem Berechtigten verborgen zu halten, oder 
ihr dazu Hilfe leistet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 197 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 

1) Wer seine im Familienrecht begründete Unterhaltspflicht gröblich 
verletzt und dadurch bewirkt, dass der Unterhalt oder die Erziehung des 
Unterhaltsberechtigten gefährdet wird oder ohne Hilfe von anderer Seite 
gefährdet wäre, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. … 

3) Der Täter ist nicht nach Abs. 1 zu bestrafen, wenn er bis zum 
Schluss der Verhandlung die vom Verfolgungsantrag umfassten Unter-
haltsbeträge zur Gänze bezahlt. 

§ 199 

Unterschiebung eines Kindes 

Wer ein Kind unterschiebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 200 Abs. 1 

1) Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persönlichen 
Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes oder einer 
dem Beischlaf gleichzusetzenden sexuellen Handlung nötigt, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
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§ 201 

Sexuelle Nötigung 

1) Wer ausser den Fällen des § 200 eine Person mit Gewalt oder durch 
gefährliche Drohung zur Vornahme oder Duldung einer sexuellen Hand-
lung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

2) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine 
Schwangerschaft der genötigten Person zur Folge oder wird die genötigte 
Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand 
versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit Frei-
heitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod der 
genötigten Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

§ 203 

Sexuelle Belästigung 

1) Wer unmittelbar oder mittelbar mit Hilfe von Informations- oder 
Kommunikationstechnologien vor einer anderen Person, die dies nicht 
erwartet, eine sexuelle Handlung vornimmt und dadurch berechtigtes 
Ärgernis erregt oder wer eine Person tätlich oder unmittelbar oder mit-
telbar mit Hilfe von Informations- oder Kommunikationstechnologien 
in grober Weise durch Worte sexuell belästigt, ist auf Antrag mit Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessät-
zen zu bestrafen. 

2) Wer eine sexuelle Belästigung nach Abs. 1 unter den Umständen 
des § 212 Abs. 1 oder 2 begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer eine un-
mündige Person im Sinne von Abs. 1 sexuell belästigt. 

§ 204 

Sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder psychisch beeinträchtigten 
Person 

1) Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen einer Geis-
teskrankheit, wegen einer geistigen Behinderung, wegen einer tiefgrei-
fenden Bewusstseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, einem 
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dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung unfähig ist, die Bedeu-
tung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln, 
unter Ausnützung dieses Zustands dadurch missbraucht, dass er mit ihr 
den Beischlaf oder eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Hand-
lung vornimmt oder sie zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes 
oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden sexuellen Handlung mit 
einer anderen Person oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen 
oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine dem Beischlaf gleichzusetzende 
sexuelle Handlung an sich selbst vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Wer eine wehrlose oder psychisch beeinträchtigte Person (Abs. 1) 
unter Ausnützung dieses Zustands ausser dem Fall des Abs. 1 sexuell 
missbraucht oder zu einer sexuellen Handlung mit einer anderen Person 
oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen oder zu befriedigen, 
dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst vorzunehmen, ist 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine 
Schwangerschaft der missbrauchten Person zur Folge oder wird die 
missbrauchte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen qual-
vollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber 
den Tod der missbrauchten Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von 
zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu be-
strafen. 

§ 204a 

Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung 

1) Wer mit einer Person gegen deren Willen, unter Ausnützung einer 
Zwangslage oder nach vorangegangener Einschüchterung den Beischlaf 
oder eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Handlung vornimmt, 
ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Person auf die im Abs. 1 be-
schriebene Weise zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes oder einer 
dem Beischlaf gleichzusetzenden sexuellen Handlung mit einer anderen 
Person, oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen oder zu be-
friedigen, dazu veranlasst, eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle 
Handlung unfreiwillig an sich selbst vorzunehmen. 
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§ 205 Abs. 3 und 4 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine 
Schwangerschaft der unmündigen Person zur Folge oder wird die un-
mündige Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen qualvollen 
Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod 
der unmündigen Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu 
zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

4) Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als drei Jahre, wird die unmündige Person durch die Tat 
weder längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt noch in 
besonderer Weise erniedrigt und hat die Tat weder eine schwere Körper-
verletzung (§ 84 Abs. 1) noch den Tod der unmündigen Person zur Folge, 
so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die 
unmündige Person hat das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 206 Abs. 3 und 4 

3) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge 
oder wird die unmündige Person durch die Tat längere Zeit hindurch in 
einen qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat 
die Tat aber den Tod der unmündigen Person zur Folge, mit Freiheits-
strafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheits-
strafe zu bestrafen. 

4) Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als drei Jahre, wird die unmündige Person durch die Tat 
weder längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt noch in 
besonderer Weise erniedrigt und hat die Tat weder eine schwere Körper-
verletzung (§ 84 Abs. 1) noch den Tod der unmündigen Person zur Folge, 
so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die 
unmündige Person hat das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 207 Abs. 1 und 3 

1) Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder ge-
sundheitliche Entwicklung unmündiger oder jugendlicher Personen zu 
gefährden, unmittelbar oder mittelbar mit Hilfe von Informations- oder 
Kommunikationstechnologien vor einer unmündigen Person oder einer 
seiner Erziehung, Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden jugendli-
chen Person vornimmt, um dadurch sich oder einen Dritten sexuell zu 
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erregen oder zu befriedigen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, es sei denn, dass nach 
den Umständen des Falles eine Gefährdung der unmündigen oder ju-
gendlichen Person ausgeschlossen ist. 

3) Übersteigt das Alter des Täters im ersten Fall des Abs. 1 das Alter 
der unmündigen Person nicht um mehr als drei Jahre, so ist der Täter 
nach Abs. 1 erster Fall nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige 
Person hat das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 208 Abs. 3 und 4 

3) Besteht der sexuelle Missbrauch in den Fällen des Abs. 1 oder 2 im 
Beischlaf oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden sexuellen Hand-
lung, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

4) Hat die Tat nach Abs. 1, 2 oder 3 eine schwere Körperverletzung 
(§ 84 Abs. 1) zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis 
zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 209 

Anbahnung von Sexualkontakten mit Unmündigen 

1) Wer mit Hilfe von Informations- oder Kommunikationstechnolo-
gien oder auf sonstige Art unter Täuschung über seinen Vorsatz die per-
sönliche Annäherung oder ein persönliches Treffen mit einer unmündi-
gen Person mit dem Vorsatz vorschlägt oder vereinbart, gegen diese eine 
Straftat nach §§ 200, 201, 204, 205, 206 oder 219 Abs. 1 Ziff. 1 zu bege-
hen, ist, sofern bereits eine Vorbereitungshandlung im Hinblick auf ein 
solches Treffen gesetzt wurde, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

2) Wer zu einer unmündigen Person in der Absicht, eine strafbare 
Handlung nach § 219 Abs. 1 Ziff. 2 oder Abs. 4 in Bezug auf eine porno-
graphische Darstellung (§ 219 Abs. 5) dieser Person zu begehen, mit 
Hilfe von Informations- oder Kommunikationstechnologien Kontakt 
herstellt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu 
720 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Nach Abs. 1 und 2 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig und bevor 
die Behörde (§ 151 Abs. 3) von seinem Verschulden erfahren hat, sein 
Vorhaben aufgibt und der Behörde sein Verschulden offenbart. 
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§ 209a Abs. 2 

2) Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als drei Jahre und sind die sexuellen Handlungen keine 
strafbaren Handlungen nach den §§ 200, 201, 204 bis 206 oder 208, so ist 
der Täter nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige 
Person hat das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet. 

§ 210 Abs. 1 

1) Wer sich zur Prostitution anbietet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 211 Abs. 1 und 3 

1) Wer mit einer Person, die mit ihm in gerader Linie verwandt ist, 
den Beischlaf oder eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Hand-
lung vollzieht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Wer mit seinem Bruder oder mit seiner Schwester den Beischlaf 
oder eine dem Beischlaf gleichzusetzende sexuelle Handlung vollzieht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 212 Abs. 1 und 2 

1) Wer eine mit ihm in absteigender Linie verwandte minderjährige 
Person, sein minderjähriges Wahlkind, Stiefkind oder Mündel und wer 
unter Ausnützung seiner Stellung gegenüber einer seiner Erziehung, 
Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden minderjährigen Person diese 
sexuell missbraucht oder zu einer sexuellen Handlung mit einer anderen 
Person oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen oder zu be-
friedigen, dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer 
1. als Arzt, Angehöriger eines gesetzlich geregelten Gesundheitsberufes 

oder Seelsorger mit einer berufsmässig betreuten Person, 
2. als Angestellter einer Erziehungsanstalt oder sonst als ein in einer 

Erziehungsanstalt Beschäftigter eine in der Anstalt betreute Person, 
3. als Beamter eine Person, die seiner amtlichen Obhut anvertraut ist, 
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4. eine Person, die ihm wegen einer geistigen oder seelischen Krankheit 
oder Behinderung einschliesslich einer Suchtkrankheit zur Beratung, 
Behandlung oder Betreuung anvertraut ist oder 

5. eine Person, die von ihm aufgrund einer Zwangslage, eines Arbeits-
verhältnisses oder in ähnlicher Weise abhängig ist, 

unter Ausnützung seiner Stellung dieser Person gegenüber entweder 
sexuell missbraucht oder zu einer sexuellen Handlung mit einer anderen 
Person oder, um sich oder einen Dritten sexuell zu erregen oder zu be-
friedigen, dazu verleitet, eine sexuelle Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen. 

§ 213 Abs. 1 

1) Wer eine Person, zu der er in einem der in § 212 bezeichneten Ver-
hältnisse steht, unter den dort genannten Voraussetzungen zu sexuellen 
Handlungen mit einer anderen Person verleitet oder die persönliche 
Annäherung einer unmündigen mit einer anderen Person zur Vornahme 
einer sexuellen Handlung herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen. 

§ 214 

Entgeltliche Vermittlung von Sexualkontakten mit Minderjährigen 

1) Wer die persönliche Annäherung einer unmündigen mit einer an-
deren Person zur Vornahme einer sexuellen Handlung herbeiführt, um 
sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Wer ausser dem Fall des Abs. 1 die persönliche Annäherung einer 
minderjährigen mit einer anderen Person zur Vornahme einer sexuellen 
Handlung herbeiführt, um sich oder einem anderen einen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 215a Abs. 1 und 2 

1) Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der Prostitu-
tion nachgehen, zur Ausübung der Prostitution oder zur Mitwirkung an 
einer pornographischen Darbietung anwirbt oder einem anderen zu 
einem solchen Zweck anbietet oder vermittelt, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu bestrafen, 
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wer eine minderjährige Person, die der Prostitution nachgeht oder an 
einer pornographischen Darbietung mitwirkt, in diesem Zusammenhang 
ausnützt, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzu-
wenden. 

2) Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer kri-
minellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder so 
begeht, dass durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob 
fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird oder die Tat einen besonders 
schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 216 Abs. 1, 3 und 4 

1) Wer mit dem Vorsatz, sich aus der Prostitution einer anderen Per-
son eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, diese Person ausnützt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist auch 
zu bestrafen, wer durch Einschüchterung eine Person abhält, die Prosti-
tution aufzugeben. 

4) Wer eine nach Abs. 1 oder 2 mit Strafe bedrohte Handlung als 
Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 219 Abs. 1 bis 4, 6 und 6a 

1) Wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Per-
son (Abs. 5) 
1. herstellt oder 
2. einem andern anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder sonst zu-

gänglich macht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer eine pornographische Darstellung einer minderjährigen 
Person (Abs. 5) zum Zweck der Verbreitung herstellt, einführt, befördert 
oder ausführt oder eine Tat nach Abs. 1 gewerbsmässig begeht. 
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3) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, 
wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder so begeht, 
dass sie einen besonders schweren Nachteil der minderjährigen Person 
zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornographische Darstel-
lung einer minderjährigen Person (Abs. 5) unter Anwendung schwerer 
Gewalt herstellt oder bei der Herstellung das Leben der dargestellten 
minderjährigen Person vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) ge-
fährdet. 

4) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 
1. sich eine pornographische Darstellung einer minderjährigen Person 

(Abs. 5) verschafft oder eine solche besitzt oder 
2. mit Hilfe von Informations- oder Kommunikationstechnologien 

wissentlich auf eine pornographische Darstellung minderjähriger Per-
sonen zugreift. 

6) Nach Abs. 1 Ziff. 1 und Abs. 4 Ziff. 1 ist nicht zu bestrafen, wer 
eine pornographische Darstellung einer jugendlichen Person mit deren 
Einwilligung und zu deren oder seinem eigenen Gebrauch herstellt oder 
besitzt. 

6a) Nicht zu bestrafen ist ferner, wer 
1. in den Fällen des Abs. 1, 2 und 4 Ziff. 1 eine pornographische Dar-

stellung einer jugendlichen Person von sich selbst herstellt, besitzt, 
oder anderen zu deren eigenem Gebrauch anbietet, verschafft, über-
lässt, vorführt oder sonst zugänglich macht oder 

2. eine pornographische Darstellung einer unmündigen Person von sich 
selbst besitzt. 

§ 220 Abs. 1 

1) Hat der Täter eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung oder ein anderes sexualbezogenes Delikt gegen eine minder-
jährige Person begangen und im Tatzeitpunkt eine Erwerbstätigkeit oder 
sonstige Tätigkeit in einem Verein oder einer anderen Einrichtung aus-
geübt oder auszuüben beabsichtigt, welche die Erziehung, Ausbildung 
oder Beaufsichtigung minderjähriger Personen oder sonst intensive Kon-
takte mit minderjährigen Personen einschliesst, so ist ihm für eine Dauer 
von mindestens einem und höchstens fünf Jahren die Ausübung dieser 
und vergleichbarer Tätigkeiten zu untersagen, sofern die Gefahr besteht, 
dass er sonst unter Ausnützung einer ihm durch eine solche Tätigkeit 
gebotenen Gelegenheit eine weitere derartige strafbare Handlung mit 
nicht bloss leichten Folgen begehen werde. 
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§ 223 Abs. 1 

1) Wer eine falsche Urkunde mit dem Vorsatz herstellt oder eine echte 
Urkunde mit dem Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum 
Beweis eines Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache ge-
braucht werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 224a 

Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter besonders 
geschützter Urkunden 

Wer eine falsche oder verfälschte besonders geschützte Urkunde (§ 224) 
mit dem Vorsatz, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechtes, 
eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, von einem 
anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, befördert, einem 
anderen überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 225a 

Datenfälschung 

Wer durch Eingabe, Veränderung, Löschung oder Unterdrückung 
von Daten falsche Daten mit dem Vorsatz herstellt oder echte Daten mit 
dem Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines 
Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 227 Abs.1 

1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Urkundenfäl-
schung in Beziehung auf eine inländische öffentliche Urkunde oder eine 
ausländische öffentliche Urkunde, wenn sie durch Gesetz oder zwi-
schenstaatlichen Vertrag inländischen öffentlichen Urkunden gleichge-
stellt ist (§ 224), oder eine Fälschung öffentlicher Beglaubigungszeichen 
(§ 225) zu ermöglichen, ein Mittel oder Werkzeug, das nach seiner be-
sonderen Beschaffenheit ersichtlich zu einem solchen Zweck bestimmt 
ist, anfertigt, sich oder einem anderen verschafft, feilhält oder einem 
anderen überlässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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§ 228 Abs. 1 

1) Wer bewirkt, dass gutgläubig ein Recht, ein Rechtsverhältnis oder 
eine Tatsache in einer inländischen öffentlichen Urkunde unrichtig beur-
kundet oder an einer Sache ein unrichtiges öffentliches Beglaubigungs-
zeichen angebracht wird, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, dass die 
Urkunde im Rechtsverkehr zum Beweis des Rechtes, des Rechtsverhält-
nisses oder der Tatsache gebraucht werde oder die Sache im Rechtsver-
kehr gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 229 Abs. 1 

1) Wer eine Urkunde, über die er nicht oder nicht allein verfügen 
darf, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist, wenn er mit dem Vor-
satz handelt, zu verhindern, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines 
Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werde, 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Ta-
gessätzen zu bestrafen. 

Überschrift vor § 232 

13. Abschnitt 

Strafbare Handlungen gegen die Sicherheit des Verkehrs mit Geld, Wert-
papieren, Wertzeichen und unbaren Zahlungsmitteln 

§ 233 

Weitergabe und Besitz nachgemachten oder verfälschten Geldes 

1) Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld 
1. mit dem Vorsatz, dass es als echt und unverfälscht ausgegeben werde, 

einführt, ausführt, befördert, ausser dem im § 232 Abs. 2 genannten 
Fall von einem anderen übernimmt, sich sonst verschafft oder besitzt 
oder 

2. als echt und unverfälscht ausgibt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

2) Wer die Tat an nachgemachtem oder verfälschtem Geld im Nenn-
wert von mehr als 300 000 Franken begeht, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
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§ 234 Abs. 2 Satz 2 

2) … Wer die Tat an verringerten Geldmünzen begeht, deren Nenn-
wert 300 000 Franken übersteigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 235 

Ansichbringen, Verheimlichen oder Verhandeln des Münzabfalls 

Wer das von einem anderen durch die Verringerung von Geldmün-
zen (§ 234 Abs. 1) gewonnene Metall kauft, zum Pfand nimmt oder sonst 
an sich bringt, verheimlicht oder verhandelt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 236 Abs. 1 

1) Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld oder eine verringerte 
Geldmünze als echt und unverfälscht oder als vollwertig weitergibt, ist, 
wenn er oder ein anderer für ihn das Geld oder die Münze gutgläubig als 
echt und unverfälscht oder als vollwertig empfangen hat, ohne sich 
dadurch strafbar zu machen, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 241a 

Fälschung unbarer Zahlungsmittel 

1) Wer ein falsches unbares Zahlungsmittel mit dem Vorsatz herstellt 
oder ein echtes unbares Zahlungsmittel mit dem Vorsatz verfälscht, dass 
es im Rechtsverkehr wie ein echtes verwendet werde, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

2) Wer die Tat gewerbsmässig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 
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§ 241b 

Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder verfälschter unbarer 
Zahlungsmittel 

Wer ein falsches oder verfälschtes unbares Zahlungsmittel mit dem 
Vorsatz, dass es im Rechtsverkehr wie ein echtes verwendet werde, von 
einem anderen übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, beför-
dert, einem anderen überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 241c 

Vorbereitung der Fälschung unbarer Zahlungsmittel 

Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Fälschung eines 
unbaren Zahlungsmittels zu ermöglichen, ein Mittel oder Werkzeug, das 
nach seiner besonderen Beschaffenheit ersichtlich zu einem solchen 
Zweck bestimmt ist, anfertigt, von einem anderen übernimmt, sich oder 
einem anderen verschafft, einem anderen überlässt oder sonst besitzt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Ta-
gessätzen zu bestrafen. 

§ 241d 

Tätige Reue 

1) Wegen einer der in den §§ 241a bis 241c mit Strafe bedrohten 
Handlungen ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor das falsche oder 
verfälschte unbare Zahlungsmittel im Rechtsverkehr verwendet worden 
ist, durch Vernichtung des unbaren Zahlungsmittels, oder, bevor das 
Mittel oder Werkzeug zur Fälschung eines unbaren Zahlungsmittels 
verwendet worden ist, durch Vernichtung des Mittels oder Werkzeuges, 
oder auf andere Art die Gefahr einer solchen Verwendung beseitigt. 

2) Besteht die Gefahr einer solchen Verwendung nicht oder ist sie 
ohne Zutun des Täters beseitigt worden, so ist er nicht zu bestrafen, 
wenn er sich in Unkenntnis dessen freiwillig und ernstlich bemüht, sie zu 
beseitigen. 
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§ 241e 

Entfremdung unbarer Zahlungsmittel 

1) Wer sich ein unbares Zahlungsmittel, über das er nicht oder nicht 
allein verfügen darf, mit dem Vorsatz verschafft, dass er oder ein Dritter 
durch dessen Verwendung im Rechtsverkehr unrechtmässig bereichert 
werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist 
zu bestrafen, wer sich ein unbares Zahlungsmittel, über das er nicht oder 
nicht allein verfügen darf, mit dem Vorsatz verschafft, sich oder einem 
anderen eine Fälschung unbarer Zahlungsmittel (§ 241a) zu ermöglichen. 

2) Wer die Tat gewerbsmässig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

3) Wer ein unbares Zahlungsmittel, über das er nicht oder nicht allein 
verfügen darf, mit dem Vorsatz, dessen Verwendung im Rechtsverkehr 
zu verhindern, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, ist mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 241f 

Annahme, Weitergabe oder Besitz entfremdeter unbarer Zahlungsmittel 

Wer ein entfremdetes unbares Zahlungsmittel mit dem Vorsatz, dass 
er oder ein Dritter durch dessen Verwendung unrechtmässig bereichert 
werde, oder mit dem Vorsatz, sich oder einem anderen eine Fälschung 
unbarer Zahlungsmittel (§ 241a) zu ermöglichen, von einem anderen 
übernimmt, sich oder einem anderen verschafft, befördert, einem ande-
ren überlässt oder sonst besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 241g 

Tätige Reue 

1) Nach den §§ 241e und 241f ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, 
bevor das entfremdete unbare Zahlungsmittel im Rechtsverkehr oder zur 
Fälschung eines unbaren Zahlungsmittels verwendet worden ist, durch 
Übergabe an die Behörde (§ 151 Abs. 3) oder auf andere Art die Gefahr 
einer solchen Verwendung beseitigt. 
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2) Besteht die Gefahr einer solchen Verwendung nicht oder ist sie 
ohne Zutun des Täters beseitigt worden, so ist er nicht zu bestrafen, 
wenn er sich in Unkenntnis dessen freiwillig und ernstlich bemüht, sie zu 
beseitigen. 

§ 241h 

Ausspähen von Daten eines unbaren Zahlungsmittels 

1) Wer Daten eines unbaren Zahlungsmittels mit dem Vorsatz aus-
späht, 
1. dass er oder ein Dritter durch deren Verwendung im Rechtsverkehr 

unrechtmässig bereichert werde oder 
2. sich oder einem anderen eine Fälschung unbarer Zahlungsmittel (§ 241a) 

zu ermöglichen, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer die Tat gewerbsmässig oder als Mitglied einer kriminellen Ver-
einigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

3) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn er freiwillig, bevor die aus-
gespähten Daten im Sinne des Abs. 1 Ziff. 1 oder 2 verwendet wurden, 
die Gefahr ihrer Verwendung durch Verständigung der Behörde, des 
Berechtigten oder auf andere Weise beseitigt. Besteht die Gefahr einer 
solchen Verwendung nicht oder ist sie ohne Zutun des Täters beseitigt 
worden, so ist er nicht zu bestrafen, wenn er sich in Unkenntnis dessen 
freiwillig und ernstlich bemüht, sie zu beseitigen. 

§ 246 Abs. 3 

3) Wer an einer solchen Verbindung sonst teilnimmt oder sie auf eine 
andere als die im Abs. 2 bezeichnete Weise unterstützt, ist mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 
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§ 247a 

Staatsfeindliche Bewegung 

1) Wer eine staatsfeindliche Bewegung gründet oder sich in einer sol-
chen führend betätigt, ist, wenn er oder ein anderer Teilnehmer eine 
ernstzunehmende Handlung ausgeführt oder zu ihr beigetragen hat, in 
der sich die staatsfeindliche Ausrichtung eindeutig manifestiert, mit Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Wer an einer solchen Bewegung mit dem Vorsatz teilnimmt, 
dadurch die Begehung von staatsfeindlichen Handlungen zu fördern, 
oder sie mit erheblichen Geldmitteln oder sonst in erheblicher Weise 
unterstützt, ist unter der Bedingung des Abs. 1 mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

3) Eine staatsfeindliche Bewegung ist eine Gruppe vieler Menschen, 
die darauf ausgerichtet ist, die Hoheitsrechte des Fürstentums Liechten-
stein (Land, Gemeinden oder sonstige Selbstverwaltung) rundweg abzu-
lehnen oder sich fortgesetzt die Ausübung solcher oder behaupteter 
Hoheitsrechte selbst anzumassen, und deren Zweck es ist, fortgesetzt auf 
eine Weise, durch die sich die staatsfeindliche Ausrichtung eindeutig 
manifestiert, gesetzwidrig die Vollziehung von Gesetzen, Verordnungen 
oder sonstigen hoheitlichen Entscheidungen der Behörden zu verhindern 
oder die angemassten oder behaupteten Hoheitsrechte durchzusetzen. 

4) Der Täter ist nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, wenn die Tat 
nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist. 

5) Nach Abs. 1 und 2 ist nicht zu bestrafen, wer sich freiwillig und 
bevor die Behörde von seinem Verschulden erfahren hat, aus der Bewe-
gung in einer Weise zurückzieht, die eindeutig zu erkennen gibt, dass die 
staatsfeindliche Ausrichtung nicht mehr unterstützt wird. 

§ 248 Abs. 1 

1) Wer auf eine Art, dass die Tat einer breiten Öffentlichkeit bekannt 
wird, in gehässiger Weise das Fürstentum Liechtenstein beschimpft oder 
verächtlich macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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§ 262 Abs. 1 

1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung 
nötigt oder hindert, überhaupt oder in einem bestimmten Sinn zu wählen 
oder zu stimmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 720 Tagessätzen, unter den Voraussetzungen des § 106 je-
doch mit den dort bezeichneten Strafen zu bestrafen. 

§ 265 Abs. 1 

1) Wer einem Wahl- oder Stimmberechtigten ein Entgelt anbietet, 
verspricht oder gewährt, damit er in einem bestimmten Sinn oder damit 
er nicht oder nicht in einem bestimmten Sinn wähle oder stimme, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessät-
zen zu bestrafen. 

§ 274 

Schwere gemeinschaftliche Gewalt 

1) Wer wissentlich an einer Zusammenkunft vieler Menschen teil-
nimmt, die darauf abzielt, dass durch ihre vereinten Kräfte ein Mord (§ 75), 
ein Totschlag (§ 76), eine Körperverletzung (§§ 84 bis 87) oder eine 
schwere Sachbeschädigung nach § 126 Abs. 1 Ziff. 5 oder Abs. 2 began-
gen werde, ist, wenn es zu einer solchen Gewalttat gekommen ist, mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

2) Wer an einer solchen Zusammenkunft führend oder dadurch teil-
nimmt, dass er zur Begehung einer der im Abs. 1 angeführten strafbaren 
Handlungen aufstachelt, oder als Teilnehmer eine solche strafbare Hand-
lung ausführt oder zu ihrer Ausführung beiträgt (§ 12), ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

3) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer sich freiwillig aus der Zu-
sammenkunft zurückzieht oder ernstlich zurückzuziehen sucht, bevor 
sie zu einer Gewaltanwendung geführt hat, es sei denn, dass er an der 
Zusammenkunft in der in Abs. 2 umschriebenen Weise teilgenommen 
hat. 
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§ 278 Abs. 2 

2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zu-
sammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, 
dass von einem oder mehreren Mitgliedern der Vereinigung ein oder 
mehrere Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und 
Leben, nicht nur geringfügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder 
Betrügereien, Vergehen nach den §§ 165, 177b, 233 bis 239, 241a bis 
241c, 241e, 241f, 304 oder 307 oder in § 278d Abs. 1 genannte andere 
Vergehen ausgeführt werden. 

§ 278c Abs. 1 Ziff. 7 

1) Terroristische Straftaten sind 
7. vorsätzliche Gemeingefährdungsdelikte (§§ 169, 171, 173, 175, 176, 

177a, 177b und 178 sowie Art. 34 des Kriegsmaterialgesetzes) oder 
vorsätzliche Beeinträchtigung der Umwelt (§ 180), 

§ 278d Abs. 1 Ziff. 1 Bst. d 

1) Wer Vermögenswerte mit dem Vorsatz bereitstellt oder sammelt, 
dass sie, wenn auch nur zum Teil, verwendet werden 
1. zur Ausführung 

d) einer vorsätzlichen Gefährdung durch Kernenergie oder ionisie-
rende Strahlen (§ 171), einer Drohung damit, eines unerlaubten 
Umgangs mit Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen (§ 177b), 
einer sonstigen strafbaren Handlung zur Erlangung von Kernma-
terial oder radioaktiven Stoffen oder einer Drohung mit der Bege-
hung eines Diebstahls oder Raubes von Kernmaterial oder radio-
aktiven Stoffen, um einen anderen zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung zu nötigen, 

§ 284 

Sprengung einer Versammlung 

Wer eine Versammlung, einen Aufmarsch oder eine ähnliche Kund-
gebung, die nicht verboten sind, mit Gewalt oder durch Drohung mit 
Gewalt verhindert oder sprengt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
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§ 287 Abs. 1 Satz 1 

1) Wer sich, wenn auch nur fahrlässig, durch den Genuss von Alko-
hol oder den Gebrauch eines anderen berauschenden Mittels in einen die 
Zurechnungsfähigkeit ausschliessenden Rausch versetzt, ist, wenn er im 
Rausch eine Handlung begeht, die ihm ausser diesem Zustand als Ver-
brechen oder Vergehen zugerechnet würde, mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. … 

§ 289 

Falsche Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde 

Wer vor einer Verwaltungsbehörde als Zeuge bei seiner förmlichen 
Vernehmung zur Sache falsch aussagt oder als Sachverständiger einen 
falschen Befund oder ein falsches Gutachten erstattet, ist mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

§ 292 Abs. 2 

2) Wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise bewirkt, dass jemand 
gutgläubig eine unrichtige Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde 
ablegt (§ 289), ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 292c 

Unzulässige Bieterabsprachen in exekutiven Versteigerungsverfahren 

1) Wer für sich oder einen Dritten für die Zusage, im Zuge einer Ver-
steigerung in einem Exekutionsverfahren als Mitbieter nicht zu erschei-
nen oder nur bis zu einem bestimmten Preis oder sonst nur nach einem 
gegebenen Massstab oder gar nicht mitzubieten, einen Vorteil fordert, 
annimmt oder sich versprechen lässt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einem Mitbieter ohne dessen Andrin-
gen für eine Zusage im Sinne des Abs. 1 für ihn oder einen Dritten einen 
Vorteil anbietet, verspricht oder gewährt. 
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§ 293 Abs. 1 

1) Wer ein falsches Beweismittel herstellt oder ein echtes Beweismittel 
verfälscht, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, dass das Beweismittel in 
einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfahren oder in 
einem durch die Landespolizei geführten Verfahren nach der Strafpro-
zessordnung gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, wenn die Tat nicht 
nach den §§ 223, 224, 225 oder 230 mit Strafe bedroht ist. 

§ 295 

Unterdrückung eines Beweismittels 

Wer ein Beweismittel, das zur Verwendung in einem gerichtlichen 
oder verwaltungsbehördlichen Verfahren oder in einem Ermittlungsver-
fahren nach der Strafprozessordnung bestimmt ist und über das er nicht 
oder nicht allein verfügen darf, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, 
ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, zu verhindern, dass das Beweismit-
tel im Verfahren gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, wenn die Tat 
nicht nach den §§ 229 oder 230 mit Strafe bedroht ist. 

§ 297 Abs. 1 

1) Wer einen anderen dadurch der Gefahr einer behördlichen Verfol-
gung aussetzt, dass er ihn einer von Amts wegen zu verfolgenden mit 
Strafe bedrohten Handlung oder der Verletzung einer Amts- oder Stan-
despflicht falsch verdächtigt, ist, wenn er weiss (§ 5 Abs. 3), dass die 
Verdächtigung falsch ist, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen, wenn die fälschlich angelastete Hand-
lung aber mit einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedroht ist, 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 300 Abs. 1 

1) Wer einen Gefangenen, der auf Grund einer Entscheidung oder 
Verfügung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde festgehalten 
wird, befreit, zum Entweichen verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet, ist, 
sofern der Täter nicht nach den §§ 195 oder 299 mit Strafe bedroht ist, 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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§ 303 

Fahrlässige Verletzung der Freiheit der Person oder des Hausrechts 

Ein Beamter, der grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) durch eine gesetzwidrige 
Beeinträchtigung oder Entziehung der persönlichen Freiheit oder durch 
eine gesetzwidrige Hausdurchsuchung einen anderen an seinen Rechten 
schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 312a 

Folter 

1) Wer als Amtsträger nach § 74 Abs. 1 Ziff. 4a Bst. a oder b, auf Ver-
anlassung eines solchen Amtsträgers oder mit ausdrücklichem oder still-
schweigendem Einverständnis eines solchen Amtsträgers einer anderen 
Person, insbesondere um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder 
ein Geständnis zu erlangen, um sie für eine tatsächlich oder mutmasslich 
von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder 
einen Dritten einzuschüchtern oder zu nötigen, oder aus einem auf Dis-
kriminierung beruhenden Grund grosse körperliche oder seelische 
Schmerzen oder Leiden zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu 
zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Hat die Tat eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen (§ 85) 
zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn 
Jahren, hat die Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, mit Freiheits-
strafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheits-
strafe zu bestrafen. 

3) Amtsträger im Sinne dieser Bestimmung ist auch, wer im Falle der 
Abwesenheit oder des Ausfalls der staatlichen Stellen faktisch als Amts-
träger handelt. 

§ 312b 

Verschwindenlassen einer Person 

Wer eine Person im Auftrag oder mit Billigung eines Staates oder einer 
politischen Organisation entführt oder ihr sonst die persönliche Freiheit 
entzieht und das Schicksal oder den Verbleib der verschwundenen Per-
son verschleiert, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 
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§ 315 

Erschleichung eines Amtes 

Wer wissentlich eine zur Übertragung eines öffentlichen Amtes beru-
fene Stelle über eine Tatsache täuscht, die nach einem Gesetz oder einer 
Rechtsverordnung die Übertragung eines bestimmten öffentlichen Amtes 
ausschliessen würde, und dadurch bewirkt, dass ihm dieses Amt übertra-
gen wird, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis 
zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

Überschrift vor § 321 

25. Abschnitt 

Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 

§ 321a 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

1) Wer im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs 
gegen eine Zivilbevölkerung 
1. eine Person tötet (§ 75) oder 
2. in der Absicht, eine Bevölkerung ganz oder teilweise zu vernichten, 

diese oder Teile hiervon unter Lebensbedingungen stellt, die geeignet 
sind, deren Vernichtung ganz oder teilweise herbeizuführen, 

ist mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

2) Wer im Rahmen eines in Abs. 1 bezeichneten Angriffs Sklaverei 
(§ 104) treibt, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder 
mit lebenslanger Freiheitsstrafe, hat die Tat den Tod einer Person zur 
Folge, mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

3) Wer im Rahmen eines in Abs. 1 bezeichneten Angriffs 
1. Menschenhandel (§ 104a) ausübt, 
2. die Bevölkerung unter Verstoss gegen das Völkerrecht aus dem Ge-

biet, in dem sie sich rechtmässig aufhält, vertreibt oder zwangsweise 
in ein anderes Gebiet überführt, 
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3. einer Person, die sich in seinem Gewahrsam oder in sonstiger Weise 
unter seiner Kontrolle befindet, grosse körperliche oder seelische 
Schmerzen oder Leiden zufügt, sofern sich diese nicht lediglich aus 
einer rechtlich zulässigen Sanktion ergeben, dazu gehören oder damit 
verbunden sind, 

4. eine Person vergewaltigt (§ 200) oder sexuell nötigt (§ 201), sie zur 
Prostitution nötigt (§ 106 Abs. 1 Ziff. 3), der Fortpflanzungsfähigkeit 
beraubt (§ 85 Ziff. 1) oder in der Absicht, die ethnische Zusammen-
setzung einer Bevölkerung zu beeinflussen oder andere schwere 
Verstösse gegen das Völkerrecht zu begehen, eine unter Anwendung 
von Zwang geschwängerte Frau gefangen hält oder 

5. eine Person verschwinden lässt (§ 312b), 
ist mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat den 
Tod einer Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

4) Wer im Rahmen eines in Abs. 1 bezeichneten Angriffs 
1. einer Person eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zufügt, 
2. einer Person unter Verstoss gegen das Völkerrecht in schwerwiegen-

der Weise die persönliche Freiheit entzieht oder 
3. eine identifizierbare Gruppe oder Gemeinschaft verfolgt, indem er ihr 

aus politischen, rassischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder 
religiösen Gründen, aus Gründen des Geschlechts oder aus anderen 
nach dem Völkerrecht als unzulässig anerkannten Gründen grundle-
gende Menschenrechte entzieht oder diese wesentlich einschränkt, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat die Tat den Tod 
einer Person zur Folge oder wird sie in der Absicht begangen, ein institu-
tionalisiertes Regime der systematischen Unterdrückung und Beherr-
schung einer rassischen Gruppe durch eine andere aufrechtzuerhalten, 
mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 321b 

Kriegsverbrechen gegen Personen 

1) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt eine nach 
dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person tötet (§ 75), ist mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 
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2) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt eine nach 
dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person als Geisel nimmt, 
ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen, hat 
die Tat den Tod des Opfers zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis 
zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe. 

3) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt 
1. einer nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden Person, die 

sich in seinem Gewahrsam oder in sonstiger Weise unter seiner Kon-
trolle befindet, grosse körperliche oder seelische Schmerzen oder 
Leiden zufügt, sofern sich diese nicht lediglich aus einer rechtlich zu-
lässigen Sanktion ergeben, dazu gehören oder damit verbunden sind, 
oder 

2. eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person ver-
gewaltigt (§ 200) oder sexuell nötigt (§ 201), sie zur Prostitution nö-
tigt (§ 106 Abs. 1 Ziff. 3), der Fortpflanzungsfähigkeit beraubt (§ 85 
Ziff. 1) oder in der Absicht, die ethnische Zusammensetzung einer 
Bevölkerung zu beeinflussen, eine unter Anwendung von Zwang ge-
schwängerte Frau gefangen hält, 

ist mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat den 
Tod des Opfers zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

4) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt 
1. einer nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden Person 

grosse körperliche oder seelische Qualen oder eine schwere Körper-
verletzung (§ 84 Abs. 1) zufügt, 

2. Personen unter 15 Jahren für Streitkräfte zwangsverpflichtet oder in 
diese eingliedert oder Personen unter 18 Jahren für bewaffnete Grup-
pen zwangsverpflichtet oder in diese eingliedert oder Personen unter 
18 Jahren zur aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten verwendet, 

3. die Gesamtheit oder einen Teil der Zivilbevölkerung vertreibt oder 
zwangsweise in ein anderes Gebiet überführt oder diese Vertreibung 
oder Überführung anordnet, sofern es sich nicht um eine vorüberge-
hende Verlegung handelt, die im Hinblick auf die Sicherheit der be-
treffenden Zivilpersonen oder aus zwingenden militärischen Gründen 
geboten ist, 

4. gegen eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person 
eine erhebliche Strafe verhängt oder vollstreckt, ohne dass diese Per-
son in einem unparteiischen ordentlichen Gerichtsverfahren, das die 
völkerrechtlich erforderlichen Rechtsgarantien bietet, abgeurteilt wor-
den ist, 
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5. eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person, die 
sich in der Gewalt einer anderen Konfliktpartei befindet, in die Ge-
fahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung bringt, 
indem er selbst mit deren Einwilligung 
a) an einer solchen Person Versuche vornimmt, die weder medizinisch 

notwendig sind noch in ihrem Interesse durchgeführt werden, 
b) einer solchen Person Gewebe oder Organe für Übertragungszwe-

cke entnimmt, sofern es sich nicht um die Entnahme von Blut oder 
Haut zu therapeutischen Zwecken im Einklang mit den allgemein 
anerkannten medizinischen Grundsätzen handelt, in welche die 
Person zuvor freiwillig und ausdrücklich eingewilligt hat, oder 

c) eine solche Person auf sonstige Weise einem medizinischen Ver-
fahren unterzieht, das nicht durch ihren Gesundheitszustand ge-
boten ist und das nicht mit den allgemein anerkannten medizini-
schen Grundsätzen im Einklang steht, oder 

6. eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person in 
schwerwiegender Weise entwürdigend oder erniedrigend behandelt, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat die Tat den Tod 
des Opfers zur Folge, mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren 
zu bestrafen. 

5) Wer im Zusammenhang mit einem internationalen bewaffneten 
Konflikt 
1. eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person wider-

rechtlich verschleppt oder gefangen hält (§ 99) oder ihre Heimschaf-
fung ungerechtfertigt verzögert, 

2. als Angehöriger einer Besatzungsmacht einen Teil der eigenen Zivil-
bevölkerung in das besetzte Gebiet überführt oder die Gesamtheit 
oder einen Teil der Bevölkerung des besetzten Gebiets innerhalb des-
selben oder aus diesem Gebiet vertreibt oder überführt, 

3. eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person zum 
Dienst in den Streitkräften einer feindlichen Macht nötigt (§ 105) oder 

4. einen Angehörigen der gegnerischen Partei nötigt (§ 105), an Kriegs-
handlungen gegen sein eigenes Land teilzunehmen, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

6) Nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Personen sind 
geschützte Personen im Sinne der Genfer Abkommen zum Schutze der 
Opfer des Krieges, LGBl. 1989 Nr. 18 bis 21, und deren Zusatzprotokolle 
I und II (Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen über den Schutz 
der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll I) samt Vor-
behalt, Erklärung und Anhängen sowie Zusatzprotokoll zu den Genfer 
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Abkommen über den Schutz der Opfer nicht internationaler bewaffneter 
Konflikte (Protokoll II) samt Vorbehalt, LGBl. 1989 Nr. 62 und 63) 
insbesondere Verwundete, Kranke, Schiffbrüchige, Angehörige der 
Streitkräfte und Kämpfer der gegnerischen Partei, die sich bedingungslos 
ergeben haben oder sonst ausser Gefecht sind, Kriegsgefangene und 
Zivilpersonen, sofern und solange letztere nicht unmittelbar an Feindse-
ligkeiten teilnehmen. 

§ 321c 

Kriegsverbrechen gegen Eigentum und sonstige Rechte 

Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt 
1. plündert oder, ohne dass dies durch die Erfordernisse des bewaffne-

ten Konflikts geboten ist, sonst in erheblichem Umfang völker-
rechtswidrig Sachen der gegnerischen Partei oder von deren Angehö-
rigen zerstört, sich aneignet oder beschlagnahmt, 

2. Kulturgut im Sinne der Konvention zum Schutz von Kulturgut bei 
bewaffneten Konflikten, LGBl. 1960 Nr. 17/1, in grossem Ausmass 
zerstört oder sich aneignet, oder 

3. völkerrechtswidrig anordnet, dass Rechte und Forderungen aller oder 
eines Teils der Angehörigen der gegnerischen Partei aufgehoben oder 
ausgesetzt werden oder vor Gericht nicht einklagbar sind, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 321d 

Kriegsverbrechen gegen internationale Missionen und Missbrauch von 
Schutz- und Nationalitätszeichen 

1) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt 
1. einen Angriff gegen Personen, Einrichtungen, Material, Einheiten 

oder Fahrzeuge richtet, die an einer humanitären Hilfsmission oder 
an einer friedenssichernden Mission in Übereinstimmung mit der 
Satzung der Vereinten Nationen beteiligt sind, solange sie Anspruch 
auf den Schutz haben, der Zivilpersonen oder zivilen Objekten nach 
dem humanitären Völkerrecht gewährt wird, oder 
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2. einen Angriff gegen Personen, Gebäude, Material, Sanitätseinheiten 
oder Sanitätstransportmittel richtet, die in Übereinstimmung mit dem 
humanitären Völkerrecht mit den Schutzzeichen der Genfer Ab-
kommen zum Schutze der Opfer des Krieges oder deren Zusatzpro-
tokolle I und II (Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen über 
den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Proto-
koll I) samt Vorbehalt, Erklärung und Anhängen und Zusatzproto-
koll zu den Genfer Abkommen über den Schutz der Opfer nicht in-
ternationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll II) samt Vorbehalt) 
sowie des Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkommen über die An-
nahme eines zusätzlichen Schutzzeichens (Protokoll III), LGBl. 2007 
Nr. 32, gekennzeichnet sind, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt die durch 
die Genfer Abkommen zum Schutze der Opfer des Krieges oder deren 
Protokoll III anerkannten Schutzzeichen, die Parlamentärflagge oder die 
Flagge, die militärischen Abzeichen oder die Uniform des Feindes, neut-
raler oder anderer nicht am Konflikt beteiligter Staaten, oder der Verein-
ten Nationen missbraucht und dadurch die schwere Verletzung einer 
Person (§ 84 Abs. 1) verursacht, ist mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu 
fünfzehn Jahren, hat die Tat den Tod einer Person zur Folge, mit Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

§ 321e 

Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Methoden der Kriegsführung 

1) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt 
1. einen Angriff gegen die Zivilbevölkerung als solche oder gegen ein-

zelne Zivilpersonen richtet, die an den Feindseligkeiten nicht unmit-
telbar teilnehmen, 

2. einen Angriff gegen zivile Objekte, einschliesslich Kulturgut, richtet, 
solange sie durch das humanitäre Völkerrecht als solche geschützt sind, 

3. einen Angriff auf unverteidigte Orte oder entmilitarisierte Zonen 
durchführt, 

4. Kulturgut unter verstärktem Schutz oder dessen unmittelbare Umge-
bung zur Unterstützung militärischer Handlungen verwendet, 
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5. einen Angriff durchführt, wobei er weiss (§ 5 Abs. 3), dass der An-
griff die Tötung oder Verletzung von Zivilpersonen oder die Beschä-
digung ziviler Objekte in einem Ausmass verursachen wird, das in 
keinem Verhältnis zu dem insgesamt erwarteten konkreten und un-
mittelbaren militärischen Vorteil steht, 

6. einen Angriff gegen Staudämme, Deiche und Kernkraftwerke richtet, 
sofern sie nicht zivile Objekte im Sinne der Ziff. 2 sind, in Kenntnis 
davon, dass der Angriff die Tötung oder Verletzung von Zivilperso-
nen oder die Beschädigung ziviler Objekte in einem Ausmass verur-
sachen wird, das in keinem Verhältnis zu dem insgesamt erwarteten 
konkreten und unmittelbaren militärischen Vorteil steht, 

7. einen Angriff durchführt, in Kenntnis davon, dass der Angriff weit-
reichende, langfristige und schwere Schäden an der natürlichen Um-
welt verursachen wird, 

8. eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person (§ 321b 
Abs. 6) als Schutzschild benutzt, um den Gegner von Kriegshandlun-
gen gegen bestimmte Ziele abzuhalten, 

9. das Aushungern von Zivilpersonen als Methode der Kriegsführung 
einsetzt, indem er ihnen die für sie lebensnotwendigen Gegenstände 
vorenthält oder Hilfslieferungen unter Verstoss gegen das humanitäre 
Völkerrecht behindert, 

10. als Vorgesetzter (§ 321g Abs. 2) einem Untergebenen, der seiner tat-
sächlichen Befehls- oder Führungsgewalt und Kontrolle untersteht, 
anordnet oder erklärt, dass kein Pardon gegeben wird, oder 

11. einen Angehörigen der gegnerischen Streitkräfte oder einen Kämpfer 
der gegnerischen Partei heimtückisch tötet oder verwundet, 

ist in den Fällen der Ziff. 1 bis 10 mit Freiheitsstrafe von einem bis zu 
zehn Jahren und im Fall der Ziff. 11 mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu 
fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

2) Hat eine Tat nach Abs. 1 Ziff. 1 bis 10 die schwere Verletzung (§ 84 
Abs. 1) einer nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden Person 
(§ 321b Abs. 6) zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis 
zu fünfzehn Jahren, hat sie den Tod einer solchen Person zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 
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§ 321f 

Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Mittel der Kriegsführung 

1) Wer im Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt 
1. Gift oder vergiftete Kampfmittel verwendet, 
2. biologische oder chemische Kampfmittel verwendet oder 
3. Geschosse verwendet, die sich leicht im Körper des Menschen aus-

dehnen oder flachdrücken, insbesondere Geschosse mit einem harten 
Mantel, der den Kern nicht ganz umschliesst oder mit Einschnitten 
versehen ist, 

ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Hat die Tat die schwere Körperverletzung einer Person (§ 84 Abs. 1) 
zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn 
Jahren, hat sie den Tod einer Person zur Folge oder sind die verwendeten 
Mittel (Abs. 1) zur Massenvernichtung bestimmt und geeignet, mit Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen. 

§ 321g 

Verantwortlichkeit als Vorgesetzter 

1) Wer es als Vorgesetzter (Abs. 2) unterlässt, einen Untergebenen, 
der seiner tatsächlichen Befehls- oder Führungsgewalt und Kontrolle 
untersteht, daran zu hindern, eine Tat nach diesem Abschnitt zu bege-
hen, ist wie ein Täter der von dem Untergebenen begangenen Tat zu 
bestrafen. 

2) Vorgesetzte sind militärische oder zivile Vorgesetzte sowie Perso-
nen, die ohne militärischer oder ziviler Vorgesetzter zu sein, in einer 
Truppe, in einer zivilen Organisation oder in einem Unternehmen tat-
sächliche Führungsgewalt und Kontrolle ausüben. 

§ 321h 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

1) Ein Vorgesetzter (§ 321g Abs. 2), der es unterlässt, einen Unterge-
benen, der seiner tatsächlichen Befehls- oder Führungsgewalt und Kon-
trolle untersteht, gehörig zu beaufsichtigen, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen, wenn der Untergebene 
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eine Tat nach diesem Abschnitt begeht, deren Bevorstehen dem Vorge-
setzten erkennbar war und die er hätte verhindern können. 

2) Wer als Vorgesetzter (§ 321g Abs. 2) eine im Abs. 1 mit Strafe be-
drohte Handlung fahrlässig begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen. 

§ 321i 

Unterlassen der Meldung einer Straftat 

Ein Vorgesetzter (§ 321g Abs. 2), der es unterlässt, eine Tat nach die-
sem Abschnitt, die ein Untergebener begangen hat, unverzüglich den für 
die Untersuchung oder Verfolgung solcher Taten zuständigen Stellen zur 
Kenntnis zu bringen, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 321k 

Handeln auf Befehl oder sonstige Anordnung 

Der Täter ist wegen einer Tat nach den §§ 321b bis 321i nicht zu be-
strafen, wenn er die Tat in Ausführung eines militärischen Befehls oder 
einer sonstigen Anordnung von vergleichbarer Bindungswirkung begeht, 
sofern der Täter nicht erkennt, dass der Befehl oder die Anordnung 
rechtswidrig ist und deren Rechtswidrigkeit auch nicht offensichtlich ist. 

§ 321l 

Verbrechen der Aggression 

1) Wer tatsächlich in der Lage ist, das politische oder militärische 
Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken, und eine An-
griffshandlung, die ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem Umfang nach eine 
offenkundige Verletzung der Satzung der Vereinten Nationen darstellt, 
einleitet oder ausführt, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren zu bestrafen. 

2) Wer unter den in Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen eine solche 
Angriffshandlung plant oder vorbereitet, ist mit Freiheitsstrafe von fünf 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
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3) Im Sinne des Abs. 1 bedeutet "Angriffshandlung" eine gegen die 
Souveränität, die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unab-
hängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit der Satzung der Verein-
ten Nationen unvereinbare Anwendung von Waffengewalt durch einen 
anderen Staat. 

Überschrift vor § 322 

Schlussteil 

§ 322 Sachüberschrift 

Inkrafttreten 

II. 

Übergangsbestimmungen 

1) Die durch dieses Gesetz geänderten Strafbestimmungen sind in 
Strafsachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das 
Urteil erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines solchen 
Urteils infolge eines ordentlichen Rechtsmittels oder eines anderen 
Rechtsbehelfs ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 StGB vorzugehen. 

2) Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangene Taten, deren 
Strafbarkeit zu diesem Zeitpunkt noch nicht erloschen ist und bei denen 
die Verjährung nicht schon aus einem anderen Grund ausgeschlossen ist, 
verjähren nicht, soweit sie den Tatbestand einer nach dem 25. Abschnitt 
des Strafgesetzbuches in der Fassung dieses Gesetzes strafbaren Hand-
lung erfüllen würden. 
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III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. Oktober 2019 in Kraft, andernfalls am Tag nach der 
Kundmachung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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